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£Erfcheint halbmonatlich 


Erfinderische Mitarbeit der Gefolgschaft 


Die Klage, daß bei Erfindung im Betrieb zwar ſachlich 
ſehr große Sorgfalt durch die Betriebsführung entgegengebracht 
wird weil ſie nämlich an der wirtſchaftlichen Nutzung dieſer 
Betriebserfindungen aufs ſtärkſte intereſſiert iſt „daß dabei aber 
der Erfinder ſelbſt meiſt zu kurz komme, ijt fait fo alt, wie das 
Patentgeſetz ſelbſt; und das nationalſozialiſtiſche Deutſchland hat 
ja auch ſchon bald nach 1933 das deutſche Patentgeſetz 
in der Richtung geändert, daß nunmehr auch bei Betriebserfin⸗ 
dungen mindeſtens der Name des wirklichen Erfinders 
genannt werden muß. 


Daß hier grundſätzlich Wandel geſchaffen werden muß, tit 
ſelbſtverſtändlich, und zwar aus zwei grundlegenden Erwägungen 
heraus. 


1. gehört es einfach zur ſozialen Pflicht jedes Be 
triebes, die in ſeinem Betrieb tätigen Erfinder weit mehr 
als das bisher geſchehen ift zu fördern und zu betreuen, 
und ihnen damit die Wege zur Nutzung ihrer befonderen 
Fähigkeiten zu ebnen, 

2. iſt es in einer Volksgemeinſchaft, wie ſie das national 
ſozialiſtiſche Deutſchland ganz beſonders in dieſem totalen 
Krieg auch auf dem Gebiet der Erzeugungsſteigerung und 
förderung fein muß, eigentlich eine Selbſtverſtändlichkeit, 
daß das geiſtige Kapital, das in der Erfindungskraft auch 
des kleinſten Erfinders ſteckt, ſo reſtlos wie möglich genutzt 
wird, d. h., daß man die oft unentdeckten Schätze einer er- 
finderiſchen Geiſteskraft hebt und fördert, um ſie ſo dem 
Nutzen der Allgemeinheit zuzuführen. 

Wie ſehr auf dieſem Gebiet bisher geſündigt worden iſt, wird 
ſofort klar, wenn man au die vielfachen Klagen all der Erfinder 
denkt, die zwar ausgezeichnete Gedanken haben, ſie aber im Rahmen 
ihres Unternehmens nicht ausführen können und wollen, weil ihnen nach. 
früheren Erfahrungen der wirtſchaftliche Nutzen ihrer Erfindungen mit 
einem leider recht hohen Wahrſcheinlichkeftsgrad entzogen, d. h. ihr 
Anteil an der Weiterentwicklung einer Erzeugung nachträglich meiſt 
als unweſentlich und klein hingeſtellt wird, ſo daß ſich für den 
Erfinder eine beſondere geiſtige Anſtrengung in der Verbeſſerung 
und Weiterentwicklung feiner Gedankengänge ſehr oft nicht „lohnt“. 

Das muß nicht ſo ſein, und es iſt erfreulich, wenn nunmehr 
darüber berichtet werden kann, daß es heute bereits große Be 
triebe, Werke und Konzerne gibt, bei denen dieſer Grundſatz ein 
für allemal umgeſtoßen und durch eine Neuregelung erſetzt worden 
iſt, die dem Erfinder ſein unbeſtrittenes geiſtiges Eigentum ſichert 
und zugleich dem Betrieb, in dem dieſer Erfinder arbeitet, trotz⸗ 
dem in den für ihn geeigneten Fällen die praktiſche Nutznießung 
der neuen Sache ermöglicht. 


Dazu war es natürlich notwendig, zuerſt einmal die ſchwie⸗ 
rigen und oft recht hohen „pſychologiſchen Schwellen“ zu über⸗ 
winden, die bisher einer wirklich vertrauensvollen Zuſammenarbeit 
zwiſchen Erfinder und Betriebsführung im Wege ſtanden. Dem 
Erfinder muß von vornherein jede Angſt davor genommen wer 
den, man könnte ihm ſeine Erfindung abgucken und ihn dann trotz 
wirtſchaftlicher Nutzung leer ausgehen laſſen oder ungenügend ent 
ſchädigen. 

In dem Konzern, wo man das praktiſch verſucht hat, es 
handelt ſich um den Konzern der Wiener Semperit⸗Werke, die 
Gummiwaren erzeugen „ hat man dieſe Hemmungsſchwelle da- 
durch überwunden, daß man für jedes Werk einen patentrechtlich 
geſchulten, zugleich aber auch pfuchologiſch beſonders geeigneten 
„Erfinderbetreuer“ eingeſetzt hat, der für jedes Gefolgſchaftsmit 


glied vom Direktor bis zum letzten Hilfsarbeiter ohne jede 
Zwiſcheninſtanz — alſo außerhalb des normalen Dienſtweges 
zugänglich üt, und jeden Erfinder mit aller nur erdenklichen Sorg⸗ 
falt behandelt und betreut. Die Betreuung iſt dabei gleichzeitig auf 
die Wahrung der wirtſchaftlichen Intereſſen des betreuten Er⸗ 
finders, wie auch auf die Gewinnung der ſchöpferiſchen Mitarbeit 
aller erfinderiſchen Krafte der Gefolgſchaft abgeſtellt und hat fid 
in den vier Jahren ſeit der Rückgliederung der Oſtmark nicht nur 
bewährt, ſondern trotz der Kürze der Zeit bereits reiche Früchte ge⸗ 
tragen. Was das angeſichts der unvermeidlichen Langwierigkeit 
von Patentverfahren, namentlich der dabei vorgenommenen Neuig⸗ 
keitsprüfung bedeutet, kann nur der ermeſſen, der ſelbſt einmal mit 
dem büromäßigen Schickſal von Erfindungen und daraus abge- 
leiteten Patenten zu tun gehabt und die ſchier endloſe Schrift 
wechſelkette eines ſolchen Verfahrens mitgemacht hat. 

Die ſchon jetzt erzielten Ergebniſſe ſind höchſt beachtlich. Ins⸗ 
geſamt wurden auf im ganzen Konzern eingeführten vorge⸗ 
ſchriebenen Formblättern 1450 Neuerungsmeldungen abge⸗ 
geben, von denen 44 v. H. aus den Kreiſen der Handarbeiter 
ſtammten. Von ihnen haben ſich 620 als brauchbar erwieſen, 300 
wurden zum Patent angemeldet, rund ein Drittel hiervon iſt er⸗ 
teilt oder ſteht unmittelbar davor. In allen Fällen, wo ſich irgend⸗ 
eine Brauchbarkeit ergibt, wird zuerſt einmal eine zwar geldlich 
nicht beſonders ins Gewicht fallende, dafür aber pſychologiſch ſehr 
wichtige Anerkennungsprämie (von 35 RM) gezahlt, in allen 
Fallen, wo bei im Betrieb ausnutzbaren Erfindungen eine prat- 
tiſche Anmeldung erfolgt, wird ein beſtimmter Hundertſatz der im 
erſten Jahr erzielten wirtſchaftlichen Erſparnis oder eine laufende 
Lizenz bezahlt. Außerdem wird durch laufende „Erfinderbriefe“ 
und jetzt erſtmals veranſtaltete Erfinderzuſammenkünfte die Er 
finderkraft ſtändig angeregt und wachgehalten. 


Dieſe ganze ſoziale Erfinderbetreuung hat aber nicht nur für 
den Betrieb, ſondern in weit darüber hinausreichendem Maß auch 
für die Volkswirtſchaft beträchtliche Bedeutung. Wir erkennen das 
ſchon daran, worauf jid die Erfindungen beziehen. Rund 5 v. H. 
betreffen vollkommen betriebsfremde Erfindungen. Sie würden 
wahrſcheinlich ohne eine entſprechende Betreuung ganz unter den 
Tiſch fallen oder dem Erfinder das Geld in ſehr vielen Fällen 
uutzlos, d. h. ohne praktiſche Wirkung aus der Taſche ziehen. Das 
Geld würde „verpatentiert“ werden. Weitere 5 v. H. betreffen 
Grenzfälle, wo der Konzern ſich überlegt, ob er ſelbſt zur Er⸗ 
zeugung kommen will oder dem Erfinder Wege zu anderer 
Nutzung ebnen ſoll. Aber 40 v. 9. betreffen Betriebsverbeſſerungen 
an Maſchinen und Einrichtungen aller Art, dienen alfo praktiſch 
der Erzeugungsiteigerung und dem Volksganzen. Falt ein Viertel 
aber geben Vorſchläge für neue Erzeugniſſe, weiten alſo das Er⸗ 
zeugungsprogramm natürlich nicht nur des Konzerns, ſondern 
der Volksgemeinſchaft — find alfo eine kulturelle Weiterführung. 
unſerer Bedarfsdeckung und damit ganz allgemein von großem 
Nutzen. 

Erreicht wurden dieſe unbeſtreitbaren Fortſchritte in erſter 
Linie durch die richtige, gut gelenkte Einſchaltung der Erfinder 
betreuer, die im beſten Sinne des Wortes Vertrauensperſonen ge⸗ 
worden ſind, jo daß die Hemmungen der Erfinder, ihnen konnte 
die Erfindung entwendet oder abgegudt werden, wegfallen. Sie 
können ihre nützliche Arbeit natürlich nur ausführen, wenn fie von 
einem entſprechend geeigneten Patentanwalt geleitet und gelenkt 
werden; das praltiſche Beiſpiel zeigt, daß es auf ihn beſonders 
ankommt. Deshalb kann der Wiener Patentanwalt Dipl.-Ing. 
R. H Walter auf ſeine Arbeit, über die er jetzt in Berlin bei 
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einer Veranſtaltung des Amts für techniſche Wiſſenſchaften der 
Deutſchen Arbeitsfront berichtete, mit Recht ſtolz darauf ſein, daß 
ihm hier die Löſung einer ebenſo alten wie ſchwer zu bewälti⸗ 
genden Frage, der des Erfinderſchutzes im Betrieb, in vorbildlicher 
Weiſe geglückt iſt, und man darf nach der gelungenen Veranſtaltung, 
der weitere in allen Großſtädten des Reiches folgen ſollen, die 
Hoffnung ausſprechen, daß recht viele andere Betriebe dem 
Wiener guten Beiſpiel folgen und ſich von überholten Begriffen, 
wie dem, daß in gut geleiteten Betrieben ſich Erfindungen ſozu⸗ 
ſagen von felbit ergeben, und deshalb von vornherein dem Betrieb 
gehören, frei machen und damit den Weg zu wirklich nutzbrin⸗ 
gender, volkswirtſchaftlich wichtiger Erfindertätigkeit freigeben. Der 
Erfinder ſelbſt, der des Rates objektiver Betreuer nicht entraten 
kann, wird dieſe neue Betreuung durch vollen Einſatz ſeiner Er⸗ 
findungskraft lohnen und damit der deutſchen Technik neue Fort 
ſchrittswege bahnen, DIG 


Die Krankenverſicherung für die in den beſetzten Dit- 
gebieten tätigen Perſonen 


Die Krankenverſicherung der in den beſetzten Oſtgebieten be⸗ 
ſchäftigten verſicherungspflichtigen Reichsdeutſchen und der ihnen 
gleichgeſtellten Ausländer wird noch in einer beſonderen Durch⸗ 
führungsverordnung, die zur Zeit noch nicht erlaſſen werden kann, 
geregelt werden. 

Der Reichsarbeitsminiſter beſtimmte jedoch mit einem Erlaß 
vom 13. 9. 1941 (Reichsarbeitsblatt 1941 S. II 439), daß bereits 
jetzt für die Durchführung der deutſchen Krankenverſicherung in 
den beſetzten Gebieten die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Memel und 
Kattowitz zuſtändig ſind. Für Verſicherte in dem Reichskommiſſariat 
Oſtland kommt die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Memel und für 
Verſicherte in den übrigen beſetzten Oſtgebieten die Allgemeine 
Ortskrankenkaſſe Kattowitz in Betracht. 


— —— ——  Pojtverkeht 


Poſtproteſtauftragsdienſt im Elſaß und in Lothringen 


Am 15. Januar 1942 wird im Elſaß und in Lothringen der 
Poſtproteſtauftragsdienſt nach den Vorſchriften der Deutſchen 
Reihspolt aufgenommen. Von demſelben Tage an nehmen alle 
Amter und Amtsſtellen im Elſaß und in Lothringen am Poft- 
proteſtauftragsdienſt mit dem übrigen Reich teil. 


Poſtdienſt mit den eingegliederten Gebieten der 
Unterſteiermark, Kärntens und Krains 


Nach Aufhebung der Sonderbeſttmmungen für den Patet- 
dienſt aus den eingegliederten Gebieten von Unterſteiermark, 
Kärnten und Krain, die die Beifügung von Auslandspaket⸗ 
karten, Zollinhaltserklärungen uſw. vorſahen, iſt nunmehr der 
allgemeine Paketdienſt mit dieſen Gebieten nach den innerdeutſchen 
Verſendungsvorſchriften ohne Einſchränkung zugelaſſen. Gleichzeitig 
iſt auch der allgemeine Päckchendienſt zwiſchen dieſen Gebieten und 
dem übrigen Reichsgebiet nach den innerdeutſchen Verſendungs⸗ 
vorſchriften und Gebühren zugelaſſen worden. Weiterhin wurde 
die bisherige Beſchränkung des Höchſtgewichts von Briefſendungen 
des allgemeinen Verkehrs auf 500 æ aufgehoben. 


Umfang des Poſtſcheckdienſtes im November 1941 


Die Zahl der Poſtſcheckkonten iſt im November 1941 um 
13 041 Konten auf 1 490 762 (Oktober: 1 477 721) geſtiegen. Auf 
dieſen Konten wurden bei 82,4 Millionen Buchungen 29,3 (31,2) 
Milliarden RM umgeſetzt. Davon find 25,6 Milliarden RA oder 
87,3 v. H. unbar beglichen worden. Das Guthaben auf den Polt- 
ſcheckkonten betrug Ende November 2189 (2098 Millionen RM, 
Monatsdurchſchnitt 2064 (2077) Millionen RM. 


Paketdienſt mit dem Generalgouvernement 


Vom 10. Januar 1942 an gilt im Generalgouvernement 
einſchließlich des Diſtrikts Galizien ſowie zwiſchen dieſem Gebiet 
und dem übrigen Reich mit Elſaß, Lothringen, Luxemburg und 
dem Protektorat Böhmen und Mähren an Stelle des jetzigen 
Pakettarifs der innerdeutſche Paketzonentarif. Die 
Vorſchriften über die Gebührenvergünſtigung für Pakete zwiſchen 
Oſtpreußen und dem übrigen Reich ſowie zwiſchen dem Gebiet 
der ehemaligen Freien Stadt Danzig und dem übrigen Reich 
außer Oſtpreußen finden auf den Verkehr mit dem General⸗ 
gouvernement keine Anwendung. Der Poſtgutdienſt iſt mit dem 
Generalgouvernement nicht eingerichtet. Von demſelben Tage an 
werden an Stelle der bisherigen Wertangabe⸗ und Behandlungs⸗ 
gebühr für verſiegelte Wertpakete die entſprechenden innerdeutſchen 
Gebühren erhoben. 
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Elbinger Sprechitunden 
des Gewerbeaußfichtsamtes Danzig 


Wir weiſen die Betriebe des Stadt- und Landkreiſes Elbing 
darauf hin, daß das Gewerbeaufſichtsamt Danzig ab 10. Januar 
1942 am Dienstag jeder Woche von 10—13 Uhr in Elbing, im 
Gebäude der Städtiſchen Sparkaſſe am Friedrich⸗Wilhelm⸗Platz. 
Sprechſtunden abhält. 


Soweit verſicherungspflichtige Reichsdeutſche in den be⸗ 
ſetzten Oſtgebieten in einem Betrieb beſchäftigt werden, 
für die im Reich eine Betriebskrankenkaſſe beſteht, ſind ſie Mit 
glieder dieſer Betriebskrankenkaſſe. Ebenſo bleiben die in den be⸗ 
ſetzten Ostgebieten beſchäftigten deutſchen Reichsangehörigen, die 
von Betrieben oder Verwaltungen im Reich abgeordnet ſind, 
bei dem Träger der Krankenverſſcherung im Reich verſichert, dem 
ſie zuletzt angehörten. Es iſt eine Abordnung nach den beſetzten 
Gebieten anzunehmen, wenn die Lohn- oder Gehaltsabrechnung 
von einer Stelle im Reich vorgenommen wird. 

Den im Deutſchen Reich zurückgebliebenen Familienangehörigen 
der in den beſetzten Oſtgebieten beſchäftigten Reichsdeutſchen haben 
die Krankenverſicherungsträger im Neid im Bedarfsfalle auch 
ohne Erſuchen der zuſtändigen Krankenkaſſe zu deren Laſten 
Krankenſcheine auszustellen und Leiſtungen zu gewähren. Zuſtändig 
iſt der deutſche Krankenverſicherungsträger, an den ſich der An- 
gehörige zuerſt wendet. 

Für die im Rahmen der Organiſation Todt beſchäftigten 
Arbeitskräfte bleiben Sonderregelungen unberührt. Eine Regelung 
für die polniſchen Arbeitskräfte aus dem Generalgouvernement 
hat ſich der Reichsarbeitsminiſter noch vorbehalten. 


Lest die »Danziger Wirtschafts - Zeitung“ 


DEUTSCHE REICHSPOST 
POSTSCHECKDIENST 


Auch lũr den kleineren Gegchältsbetrich 
igt ein Dostgcheckhonto von großen 


— 
ST 


Seit Jahren lasse ich alle Zahlungen meiner Gescäftsfreunde meinem 
Postscheckkonto zuführen und erledige selbst sämtlihe Zah- 
lungen am Schreibtisch durch Postüberweisungen oder Postschecke. 
Das ist einfach, billig und sicher und erspart mir viele Gänge. 
Die Postüberweisung von Konto zu Konto kostet nichts. 
Die Abschnitte der Überweisungen und Schecke benutze ich zu kosten- 
losen Mitteilungen an die Zahlungsempfänger. Alle Veränderungen 
auf meinem Konto teilt mir das Postscheckamt durch Kontoauszug 
gebührenfrei mit. 
Ich könnte mein Postscheckkonto nichtmehr entbehren. 
Machen Sie es ebenso, Sie werden es nicht bereuen! 

Alle näheren Auskünfte erhalten Sie bei jedem Postamt. 
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| Unterabteilung Gioß-, Ein- una Ausfuhrhändel 


Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung (Lifte „Handelsware 
aus Eiſen und Stahl“) 


Die Oito Elsner Berlags-Gel., Berlin SW 68, 
Oranienſtraße 140 142, hat einen Neudruck der Lifte „Hanse 
delsware aus Eiſen und Stahl“, Ausgabe März 1941 
und Nachtrag Mat 1941 herausgebracht. In dieſer Neuauflage 
lind auch die Anderungen, die ſeit Erſcheinen des Nachtrages Mai 
1941 erforderlich waren, ſoweit wie möglich berückſichtigt worden. 
Die Lifte kann durch die intereſſierten Mitgliedsfirmen der Organi- 
ſation der gewerblichen Wirtſchäft ab Mitte Januar bei der Otto 
Elsner Verlagsgeſellſchaft bezogen werden. 


Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung (Auftragserteilungs⸗ 
friſten) 


Gemäß $ 28 der erſten Durchführungsverordnung der Reichs 
Kelle für Eiſen und Stahl zur Anordnung 3 des Generalbevoll⸗ 
mäch ligten für die Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung dürfen Anträge 
auf Lieferung von Eiſen⸗ und Stahlmaterial mit Kontrole 
nummern des 4. Quartals 1941 nur noch erteilt und ange⸗ 
nommen werden bis zum 22.12.41 bzw. 31. 12. 41. Die Be- 
ung früherer Rundſchreiben über eine längere Laufzeit 
reten außer Kraft. Da infolgedeſſen viele Handelsbetriebe die 
Kontrollnummern, die ſie von Kontingentsträgern erhalten haben, 
nicht rechtzeitig unterbringen können, hat die Reichsſtelle für Eiſen 
und Stahl auf unſere Bitte hin zugeſagt, ausnahmsweiſe den 
Handelsbetrieben zu geſtatten, auch die Kontrollnummern des 
4. Quartals 1941 anderen Kontingentsträgern bei den zuſtän⸗ 
aigen Wirtſchaftsorganiſationen zum Umtauſch einzureichen. 

Die Kontrollnummern des 4. Quartals 1941 dürfen bis 
— 20. 2. 1942 bei den Kontingentsverwaltungsſtellen zum Ume 

uſch angemeldet werden. Spätere Umtauſchanträge können nicht 
mehr berückſichtigt werden. 

Bei den Umtauſchanträgen iſt das für die Kontingentsbuch⸗ 
führung des Handels vorgeſehene Formular zu verwenden, welches 
bei der Otto Elsner Verlagsgeſellſchaft, Berlin SW 68, Oranien⸗ 
Brabo 140 142, bezogen werden kann. 


Auftragserteilung für Eiſen und Stahl 
Sonderſtufenaufträge SS und S 


Der Neichsbeauftragte für Eilen und Stahl hat im No- 
vember 1941 die Beſtimmungen der Rundſchreiben über die Auf- 
tragsregelung für Eiſen und Stahl, Sonderſtufenaufträge SS 
und S außer Kraft geſetzt. Der Reichsbeauftragte hat nun feſt⸗ 
geſtellt, daß die Auswirkungen dieſer Aufhebung z. T. nicht ger 
nügend ertannt worden find. Wir machen daher nochmals darauf 
aufmerkſam, daß Aufträge der Sonderſtufe SS und S auf Lie⸗ 
fernung von Gießereierzeugniſſen oder Ferligerzeugniſſen, die ganz 
oder teilweiſe aus Eiſen oder Stahl beſtehen, nicht mehr aus- 
schließlich mit Wehrmachtskontrollnummern, ſondern auch mit Kon- 
trollnummern anderer Kontingentsträger erteilt werden dürfen. 


Einführung der Kontingentsbuchführung 


Mit Genehmigung der Reichsſtelle für Eiſen und Stahl iſt 
auf Grund des § 57 der 26. Anweiſung zur Auftragsregelung für 
Eiſen und Stahl die Einrichtung einer Kontingentsbuchführung den 
Handelsbetrieben vorgeſchrieben worden. Dieſe Beſtimmungen über 
die Einführung einer Kontingentsbuchführung im Handel gelten 

1. für alle Handelsbetriebe, die einer Gliederung der Reichs⸗ 
gruppe Handel angeſchloſſen find, 

4 für das Handel treibende Handwerk, ſoweit dieſe Betriebe 
nicht die Kontingentsbuchführung des Handwerks einge⸗ 
richtet haben, ha 

%. für alle Betriebe, ſoweit fie nicht zur Gruppe Organiſation 
des Handels gehören, aber Zuteilungen aus dem Handels- 
kontingent erhalten. N I 

Die genauen Einzelheiten find in der Zeitſchrift „Deutſcher 
Groß-, Cin- und Ausfuhrhandel“ Nr. 102 vom 23. 12. 41 abge 
drudt. Wir empfehlen, die Ausführungen genau zu beachten. 


Anerkennung zum Großhandel mit Gärungseſſig 

Die für den Großhandel feſtgeſetzten Preiſe für Gärungseſſig 
dürfen nur folden Eſſiggroßhändlern eingeräumt werden, deren 
Großhandelsfunktion durch die Hauptvereinigung der Deutſchen 
Gartenbauwirtſchaft, Berlin, Charlottenburg 4, Schlüterſtr. 38/39, 
anerkannt worden iſt. Als Großhändler ſind auch Filialbetriebe 
und gewerbsmäßige Zuſammenſchlüſſe zu verſtehen, die einen jähr⸗ 
lichen Umſatz von mindeſtens 20 000 kg Gärungseſſig 10 % Säure 
haben und Waren vom Herſteller über ein eigenes Zentrallager 


geſchloſſen beziehen und von dieſem an ihre Filialen oder Mit 
glieder zum Weiterverkauf verteilen. 

Alle Großhändler müſſen infolgedeſſen an die Hauptver 
einigung der Deutſchen Gartenbauwirtſchaft, Berlin-Charlotten 
burg 4, Schlüterſtraße 38/39, in doppelter Ausfertigung einen 
Antrag auf Anerkennung als Großhändler einſenden. Der letzte 
Termin für die Anträge iſt der 31. 3. 42. Den Großhändlern, 
deren Betrieb zur Zeit durch Einberufung der Inhaber zur Wehr⸗ 
macht geſchloſſen ſind, iſt die Antragſtellung nach Rückkehr der 
Inhaber möglich. Erſt nachdem die Anerkennung der Großhandels 
funktion erfolgt iſt, darf endgültig eine Belieferung zu den Preiſen 
der Preisgruppe IV erfolgen. 


Betr. Verteilung von Apfelſinen 


Der Gartenbauwirtſchaftsperband hat zur Verteilung von 
Apfelſinen folgende Zuteilungsabſchnitte aufgerufen: 
50 kg Apfelſinen (Mandarinen) auf den roten Zuteilungs 
abſchnitt Nr. 55 der Serie A 

50 kg Apfelſinen (Mandarinen) auf den roten Zuteilung 
abſchnitt Nr. 55 der Serie B 

100 kg Apfelſinen (Mandarinen) auf den braunen Zuteilungs 
abſchnitt Nr. 55 der Serie A 

100 kg Apfelſinen (Mandarinen) auf den braunen Zuteilung: 
abſchnitt Nr. 55 der Serie B. 

Dieſe Mengen ſind zum ſofortigen Verkauf an den Einzel⸗ 
handel freigegeben. Die Abgabe der Apfelſinen und Mandarinen 
an den Verbraucher iſt durch einen beſonderen Aufruf der Er⸗ 
nährungsämter geregelt. Großverbraucher ſind nur auf Grund 
eines gültigen Zuweiſungsſcheines des Gartenbauwirtſchaftsver 
bandes Danzig⸗Weſtpreußen zu beliefern. 

Die Großhändler in Danzig, Zoppot und Gotenhafen lind 
verpflichtet, über die ausgehändigte Menge von Apfelſinen und 
Mandarinen dem Einzelhändler eine Lieferbeſtätigung zu erteilen. 
Der Einzelhändler muß diefe mit den einzelnen Abſchnitten des 
aufgerufenen Bezugsausweiſes bei den zuſtändigen Stellen ſeines 
Ernährungsamtes aufgeklebt einreichen. 


Verluſte bei Kaffeeſendungen 


Von der Reichsſtelle für Kaffee erhalten wir nachſtehendes 
Schreiben, von dem wir Ihnen hiermit Kenntnis geben: 

„Es dürfte ſicherlich auch Ihnen zur Kenntnis gelangt fein, 
daß eine Reihe von Berechtigungsſcheinen über Röſtkaffee laufend 
auf dem Wege von der zu beliefernden zu deren Lieferfirma ab 
handen gekommen iſt und daß gleichfalls zahlreiche Paketſendungen 
mit Röftlaffee auf dem Poſt⸗ wie auch auf dem Bahnwege vom 
Lieferanten zum Auftraggeber teils beraubt worden, teils völlig 
verlorengegangen ſind. 

Da infolge des außerordentlichen Intereſſes der Allgemeinheit 
an Röſtkaffee leider mit der Möglichkeit, wenn nicht vielmehr 
Wahrſcheinlichkeik zu rechnen ijt, daß bei der Abgabe von Roſt⸗ 
kaffee in der 33. Zuteilungsperiode ſich die Zuſtellungsverhältniſſe 
eher verſchlimmern als verbeſſern werden, erſcheint es notwendig, 
datz ohne Rüdfiht auf die hiermit verbundenen Ankoſten ſolche 
Briefe künftig mittels „Einſchreiben“ bzw. ſolche Pakete als Wert 
pakete verſandt werden.“ 


Obmann der Fachgruppe 13 

In Übereinſtimmung mit dem Leiter der Wirtſchaftsgruppe 
Grob- Ein- und Ausfuhrhandel, Herrn General-Konſul Rumpf, 
und dem Leiter der Fachgruppe Glas und Keramik, iſt Herr 
Arthur Engelhardt in gleicher Firma, Danzig, Kiebitz⸗ 
gaſſe 13, zum Obmann der Fachgruppe Glas und Keramik für 
den Wirtſchaftskammerbezirk Danzig⸗Weſtpreußen beſtellt worden. 


Obmann der Fachgruppe 8 

In Übereinſtimmung mit dem Leiter der Wirtſchaftsgruppe 
Groß⸗, Ein- und Ausfuhrhandel, Herrn General-Konſul Rumpf, 
und dem Leiter der Fachgruppe Maſchinen, iſt Herr Eberhard 
Goretzky, in gleicher Firma, Graudenz, Schützenſtraße 8--10, 
zum Obmann der Fachgruppe Maſchinen für den Wirtſchafts⸗ 
kammerbezirk Danzig⸗Weſtpreußen beſtellt worden. 


Betr. Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung / Sicherſtellung 
der Belieferung mit Eiſen⸗ und Stahlmaterial im 
Umfang der Verarbeitungsmöglichkeiten 


Der Reichsbeauftragte für Eiſen und Stahl hat durch Rund 
ſchreiben vom 5. Januar 1942 beſtimmt, daß die Umtauſchfriſten 
für Kontrollnummern keine Geltung haben, wenn der Auftrag von 
den Werken der Gießereiinduſtrie oder der Eiſen ſchaffenden Indu⸗ 
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ſtrie gemäß $ 2 Abſatz 3 der Anordnung 3 des Generalbevoll⸗ 
1 0 für die Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung zurückgegeben 
wir 

Sofern alſo Aufträge auf Eiſen⸗ und Stahlmaterial gemäß 
Materialliſte der 26. Anweiſung, die in früheren Quartalen er⸗ 
teilt wurden und nicht mit Kontrollmarken belegt werden, zurüd- 
gegeben werden, können die dieſen Aufträgen zugrunde liegenden 
Kontrollnummern ohne Rückſicht auf die Auftragserteilungs⸗ 
friſten der 26. Anweiſung bei der zuſtändigen Organiſation zum 
Umtauſch angeboten werden. 

Das Rundſchreiben des Reichsbeauftragten für Eilen und 
Stahl hat folgenden Wortlaut: 

„1. In 8 32 meiner 1. Durchführungsanordnung zur Ans 
ordnung 3 des Generalbevollmächtigten für die Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
bewirtſchaftung vom 13. Dezember 1941 iſt die Beſtimmung ent⸗ 
halten, daß „unter den Vorausſetzungen des 86 der Anordnung 3“ 
die einem zurückgegebenen Auftrag zugrunde liegenden Kontroll- 
nummern nach den Beſtimmungen der 26. Anweiſung ohne Rück⸗ 
lin: auf die Umtauſchfriſten zum Umtauſch angemeldet werden 
ürfen. 

Dieſe Beſtimmung findet entſprechende Anwendung für die 
bereits vor Inkrafttreten der Anordnung 3 erteilten Aufträge, auf 
die ſich 8 2 Abſ. 3 der Anordnung des Generalbevollmächtigten 
für die Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung bezieht. 

2. Durch § 2 Abi. 2 der Anordnung 3 des Generalbevoll⸗ 
mächtigten für die Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung iſt beſtimmt 
worden, daß bereits erteilte, aber noch nicht ausgeführte Aufträge 
auf Lieferung von „Eiſen⸗ und Stahlmaterial“ nachträglich mit 
Kontrollmarken verſehen werden dürfen. In $ 2 Abf. 3 ift 
weiterhin angeordnet, daß der geſamte Auftrag zurückgezogen 
werden muß, wenn nur ein Teil eines bereits erteilten, aber noch 
nicht ausgeführten Auftrages auf Lieferung von „Eiſen⸗ und 
Stahlmatrial“ mit Kontrollmarken verſehen werden foll. 

Auftraggeber, die nur für einen Teil eines bereits erteilten 
Auftrages Kontrollmarken nachreichen, ſind jedoch berechtigt, 
ſtatt der Rückziehung des geſamten Auftrages den Teil des Auf⸗ 
trages zurückzuziehen, der nicht mit Kontrollmarken verſehen 
wird. Für den Teil des Auftrages, der zur Ausführung gelangen 
foll, find Kontrollmarken gemäß den Vorſchriften des $ 2 ADİ. 2 
der Anordnung 3 nachzureichen 

Es iſt beabſichtigt, entſprechende Beſtimmungen in einer noch 
zu erlaſſenden Durchführungsanordnung aufzunehmen.“ 


Handelsgerichtliche Eintragung 


Über die Vorausſetzungen und die geſetzliche Verpflichtung 
zur handels gerichtlichen Eintragung über die da- 
mit verbundenen Eintragungskoſten und über die Beiträge zu den 
Induſtrie⸗ und Handelskammern ift an dieſer Stelle bereits be⸗ 
richtet worden. Es beſteht Veranlaſſung, noch einmal darauf hin- 
zuweiſen, daß beim Handelsvertreter im allgemeinen 
eine Eintragungspflicht beſtehen wird, wenn das Geſamtein⸗ 
kommen aus dem Gewerbebetrieb den Betrag von 8000 RM im 
Jahre überſteigt. Weiterhin kommt es aber auch noch auf den 
Geſamtzuſchnitt des Geſchäftes an, der insbeſondere in der An- 
zahl der vertretenen Firmen, in der Größe und Art des bearbei- 
teten Bezirks, in dem Umfang der kaufmänniſchen Einrichtungen 
und in der Anzahl der Gefolgſchaft zum Ausdruck kommt. Alle 
diefe Umitände find insgeſamt zu beurteilen und danach ijt feſtzu⸗ 
ftellen, ob, wie es in § 4 des Handelsgeſetzbuches heißt, der 
Gewerbebetrieb „über den Umfang des Kleingewerbes hinaus⸗ 
geht“ oder nicht. Nach dem Handelsgeſetzbuch ilt der Handels- 
vertreter als „Muß kaufmann“ im Sinne des 8 1 Ziffer 7 
HGB nach § 29 HGB zur handelsgerichtlichen Eintragung grund- 
ſätzlich verpflichtet. Dieſe Verpflichtung entfällt nach 8 4 GB 
nur dann, wenn der Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des 
Kleingewerbes hinausgeht. 

Es iſt alſo durchaus müßig, nach dem Sinn und dem Vor⸗ 
teil der handelsgerichtlichen Eintragung zu fragen, weil es ſich 
ganz einfach um eine geſetzliche Verpflichtung handelt, der jeder 
unterliegt, bei dem die Vorausſetzungen gegeben ſind, und der 
derjenige nicht unterliegt, bei dem die Vorausſetzungen dazu fehlen. 
Gelegentlich haben fih die Handelsvertreter und Handelsmakler 
gegen die Verpflichtung zur handelsgerichtlichen Eintragung des⸗ 
halb geſperrt, weil damit nach 88 38, 39 HGB die Pflicht zur 
kaufmänniſchen Buchführung verbunden ift. Auch dieſer Grund 
entfällt jetzt, nachdem ſeit der Anordnung des Leiters der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe Vermittlergewerbe vom 15. Dezember 1939 alle 
Handelsvertreter und alle Handelsmakler ſeit dem 1. Januar 1941 
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Fachgruppe Handelsvertreter und Handels mahler 


Danzig, Hundegasse 10, Zimmer 4—5, Gosxchältszeif 9—1236 


Verteilung von Apfeln 
Alle Obſt⸗ und Gemüſe⸗Großhändler in Danzig, Zoppot, 
Gotenhafen, Elbing, Bromberg, Thorn und Graudenz haben i 
100 kg Apfel auf den roten Zuteilungsabſchnitt Nr. 56 
der Serie A 
auszugeben. 

Dieſe Mengen find zum ſofortigen Verkauf an den Einzel⸗ 
handel freigegeben. Die Verteilung der Apfel vom Einzelhändler 
an den Verbraucher geben die Ernährungsämter Abt. B durch ent⸗ 
ſprechenden Aufruf in der Tagespreſſe bekannt. 

Die Großhändler in Danzig, Zoppot und Gotenhafen ſind 
verpflichtet, über die ausgehändigten Obſtmengen dem Einzel⸗ 
handel eine Lieferbeſtätigung zu erteilen. Der Einzelhandel muß 
dieſe mit den einzelnen Abſchnitten des ausgerufenen Bezugsnach⸗ 
weiſes bei den zuſtändigen Stellen ſeines Ernährungsamtes auf⸗ 
geklebt einreichen. 

Der Großhandel iſt berechtigt, ohne vorherigen Freigabe⸗ 
antrag Apfel aus ſeinen Lagerbeſtänden zu entnehmen. 

Nach der Bekanntmachung vom 15. 12. 41 des Gartenbauwirt⸗ 
ſchaftsverbandes Danzig-⸗Weſtpreußen find die noch vorhandenen 
Lagerbeſtände am Erſten jeden Monats dem Gartenbauwirtſchafts⸗ 
verband ſchriftlich oder telefoniſch zu melden. Wir bitten; diefe 
Anweiſung beſonders zu beachten. 


Vorlage der Bezugsberechtigungen 


Das Landesernährungsamt hat feſtſtellen müſſen, daß die Be⸗ 
zugsberechtigungen (W., Riaz, W., SS, Pol., Sch., RAD, Li, 
AGL., u. Kgfl.) von den Lieferern nicht pünktlich den Ernährungs- 
ämtern zur Umwandlung in einen Bezugsſchein vorgelegt werden. 

Bereits im Dezember 1940 ift allen Lieferern von den Er 
nährungsämtern Abt. A (Krei, bauernſchaften) ein Rundſchreiben 
zugegangen, durch das das Landesernährungsamt bat, in Zukunft 
darauf zu achten, daß die Vorlage der Bezugsberechtigungen und 
Bezugsſcheine für Fleiſch und Fleiſchwaren ſpäteſtens am 5. jeden 
Monats für die Lieferungen des Vormonats — bei Lieferungen 
an Arbeitsgemeinſchaftslager 5 Tage nach Ablauf einer Lebens⸗ 
mittellartenperiode — zu erfolgen hat, da die abgegebenen Waren- 
mengen weiter gemeldet werden müſſen, um keine Stockungen in 
dem Warenſchub eintreten zu laſſen. 


Wir bitten nochmals, dieſen Hinweis zu beachten. 


ohnehin verpflichtet find, Bücher nach einem vorgeſchrie⸗ 
benen Kontenrahmen zu führen. 

Es kann alfo jedem Handelsvertreter und jedem Handels- 
makler nur empfohlen werden, die Frage der handelsgerichtlichen 
Eintragung ſorgfältig zu prüfen und wenn ſich die Verpflichtung 
zur Eintragung ergibt, den entſprechenden Antrag zu ſtellen. Unter 
Umſtänden kann die Eintragung durch Ordnungsſtrafe erzwungen 
werden. 


An unſere Mitglieder! 

Die nachſtehend genannten Fachuntergruppen unſerer Fach ⸗ 
gruppe haben uns Rundſchreiben zur Verfügung geſtellt, in 
denen folgende Fachfragen behandelt werden: 

Fachuntergruppe Rundfunk und RSR 
Nr. 7/96 vom 22. Dezember 1941 
Betr.: Anordnung Nr. 4 der Reichsſtelle für techniſche 
Erzeugniſſe. 


Fachuntergruppen Rohbaumwolle, Textilrohſtoffe, Garne, Textil: 


erzeugniſſe und Bekeidung 
Nr. 22% 2 6, 28% 4, 24% 
vom 22. Dezember 1941 
Betr.: Fachliche Weiterbildung. 
Fachuntergruppe Nahrungs: und Genußmittel 
Nr. 32/209 vom 23. Dezember 1941 
Betr.: 1. Tätigwerden des Handelsvertreters 
2. R jte der für die Getreidewirtſchaftsverbände zu⸗ 
gelaſſenen Importeure von Hülſenfrüchten 
(32. Zuteilungsperiode) 
3. Arbeit der Zentralen Empfangs⸗ und Ver⸗ 
teilungsſtelle für Fiſchmarinaden Dresden 
4. Weitere Fiſcherzeugniſſe in die Marinadenver⸗ 
teilung einbezogen 
5. Proviſion auf Obſtpulpe bei Abgabe von 
Hamburger Importeuren an Inlandsverbraucher 


25/119, 26/58 


Provpiſion auf Speifehülfenfrücte 
Bericht über die Tagung der Verbindungsmänner 
Verbindungsmann zur Reichsfachſchaft der 
Weinkaufleute 
Anordnungen in der Ernährungswirtſchaft. 
Da es nicht möglich iſt, jedem Mitglied unſerer Bezirksgruppe 
eine Abſchrift der Rundschreiben zuzuſtellen, werden unferen Mit⸗ 
aliebern dieſe Rundſchreiben \ 
von der Bezirksuntergruppe Danzig 
in der Geſchäftsſtelle Danzig, Hundegaſſe 10, Zimmer 4/5, 
(Beſuchszeit von 9 bis 12 Uhr), 
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| Fachgruppe I: Gewerbe nach Schauſtellerart | 


Verlängerung der Zulaſſungen für mechaniſche Spiel⸗ 
geräte 
Alle mechaniſchen Spielgeräte bedürfen — nach 8 33 d der 
Reichsgewerheordnung — einer „Zulaſſung“ durch die Phyſikaliſch⸗ 
Techniſche Reichsanſtalt. Aus Zwedmäßigfeitsgründen mußte die 
Gültigkeitsdauer dieſer Zulaſſungen — zum Teil auf ein Jahr — 
begrenzt werden. Eine zeitliche Verlängerung der Zulaſſungen 
wurde von der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß der bauliche Zuſtand des betreffenden Spiel⸗ 
gerätes nachgeprüft wurde. Dies geſchah entweder durch Sammel⸗ 
abnahme der Spielgeräte gelegentlich größerer Volksfeſte oder 
durch unmi.telbare Einſendung an die Phyſilaliſch⸗Techniſche Reichs⸗ 
anſtalt nach Berlin. i \ 
Die allgemeine Verknappung der für eine etwa erforderliche 
Reparatur der Spielgeräte notwendigen Materialien ſowie die ſtei⸗ 
genden Transportſchwierigkeiten veranlaßten die Wirtſchaftsgruppe, 
mit der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt eine Vereinbarung 
dahin zu treffen, daß die Zulaſſungen der mechaniſchen Spiel⸗ 
geräte — unter gewiſſen Vorausſetzungen — zunächſt bis zum 
30. 9. 40 und dann bis zum 31. 10. 41 verlängert wurden. 
Infolge weitgehender Einſchränkungen in ihrem techniſchen Be- 
trieb ſieht ſich die Reichsanſtalt bis auf weiteres außerſtande, 
die an und für ſich notwendige Nachprüfung der mechaniſchen 
Spielgeräte durchzuführen. Infolgedeſſen hat ſie ſich bereit erklärt, 
die am 31. 10. 41 abgelaufenen Verlängerungen der Zulaſſungen 
abermals zu erweitern, und zwar zunächſt bis zum 31. Auguſt 1942. 
Bedingung ijt jedoch, daß die in Frage kommenden Aus- 
ſpielungsunternehmer sämtliche in ihrem Beſitz befindlichen Zu- 
lalfungspapiere für mechaniſche Spielgeräte (nämlich die „Zu⸗ 
laſſungsſcheine“ mit Lichtbild, alle Nachträge hierzu ſowie die 
etwa vorhandenen „Beſitznachweiſe“) in einem beſonderen offenen 
Briefumſchlag mit Namen und Anſchrift des Abſenders an die 
Bezirksfacharuppe L „Gewerbe nach Schauſtellerart“ der Wirt- 
ſchaftsgruppe Danzig, Breitgaſſe 113, einſchicken und an die gleiche 
Stelle auch je RM 5, — für Schreibgebühren überweiſen. Dies 
muß jedoch ſofort geſchehen. 


Fachgruppe II: Ambulanter Warenhandel 


Lagerbeſtandsaufnahme der Fachuntergruppe Textil⸗ 
waren 
Der allen ambulanten Textilwarenhändlern zugeſandte Frage- 
bogen für die Lagerbeſtandsaufnahme iſt, ſoweit das noch nicht 
geſchehen, ſofort an die Fachgruppe Ambulanter Warenhandel der 
Wirtſchaftsgruppe Ambulantes Gewerbe. Berlin NW 21, Alt⸗ 
Moabit 94, einzuſenden. 


Sachgruppe Ill: 
Ambulanter Lebensmittelhandel 


Erteilung von Wandergewerbeſcheinen und Stadt⸗ 
hauſierſcheinen für den Handel mit landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſen 

Der Reichswirtſchaftsminiſter hat unter dem 27. September 

1941 einen Erlaß herausgegeben, der im Miniſterialblatt des 

Reichswirtſchaftsminiſteriums vom 9. Oktober 1941 veröffentlicht 

wurde und ſich mit der Erteilung von Wandergewerbeſcheinen und 

Stadthauſierſcheinen für den Handel mit landwirtſchaftlichen Pro⸗ 

dukten befaßt. Nachdem nunmehr geklärt it, wie die Auslegung 

des Erlaſſes zu erfolgen hat, kann jetzt dazu näher Stellung ge⸗ 
nommen werden. 


Unterabteilung Ambulantes Ge werbe een, r 


von der Bezirksuntergruppe Bromberg 
in den Geſchäftsräumen des Leiters, Herrn Karl Shim- 
melmann, Bromberg, Hermann⸗Göring⸗Straße 16, 
von der Bezirksuntergruppe Bromberg, Zweigſtelle Thorn 
in den Geſchäftsräumen des Verbindungsmannes, Herrn 
Franz Freining, Thorn, Hermann⸗Göring⸗Straße 14, 
von der Bezirksuntergruppe Elbing 


in den Geſchäftsräumen des Leiters, Herrn Fritz Her 
mann, Elbing, Heilig⸗Geiſt⸗Straße 40, 
zur Einſichtnahme vorgelegt. 


Bevor jedoch nähere Betrachtungen hierüber angeſtellt mwer- 
den, muß man ſich vor Augen führen, daß der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter mit dieſem Erlaß den Gedanken der Fachgruppe Ambu⸗ 
lanter Lebensmittelhandel, den geſamten von ihr zu betreuenden 
Lebensmittelhandel zu einem durchaus qualifizierten Faktor in 
der geſamten Wirtſchaft und ſomit auch in der Ernährungswirt⸗ 
ſchaft zu machen, der Verwirklichung einen gewaltigen Schritt näher 
gebracht hat. Aus dieſem Grunde kann daher dieſer Erlaß nur be⸗ 
grüßt werden, vorausgeſetzt, daß die für die Durchführung dieſes 
Erlaſſes zuſtändigen Stellen nun nicht eine Auslegung desſelben 
vornehmen, an der weder der Geſetzgeber noch der Veranlaſſer 
— in dieſem Falle der Reichsminiſter für Ernährung und Land 
wirtſchaft ‚= gedacht hat. 

An fih bedeutet dieſer Erlaß nichts anderes als die Er- 
weiterung der Beſtimmungen, die wir bezügl. der Neuerrichtung 
von ambulanten Handelsbetrieben auf dem Sektor der Garten- 
bauwirtſchaft einerſeits und der Fiſchwirtſchaft andererſeits bereits 
ſeit Jahren kennen und anwenden. 

Es wäre alſo falſch, etwa annehmen zu wollen, daß das bis⸗ 
herige Verfahren bei Antragſtellung auf einen Wandergewerbe⸗ 
ſchein irgendwelche Anderung erfahren würde. Ein ambulanter 
Lebensmittelhändler, der ſein Geſchäft ſchon ſeit Jahren zur 
vollen Zufriedenheit feiner Kundſchaft betreibt, wird beiſpielsweiſe 
einen Antrag auf Ausſtellung eines Wandergewerbeſcheines bei 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde genau ſo ſtellen wie früher 
und ihn auch genehmigt bekommen, wenn er die Zuverläſſigkeit 
u Sinne des § 57b RGO und in marktordneriſcher Hinſicht 

elit. 

Hieraus geht alfo ohne weiteres hervor, daß ein Wirtſchafts⸗ 
verband bzw. die verbände nur dann die Genehmigung zu er- 
teilen haben, wenn es ſich tatſächlich um die Neu errichtung 
eines Gewerbebetriebes handelt und weiterhin der zuſtändige Wirt 
ſchaftsverband bzw. die Hauptvereinigung die Genehmigungspflicht 
für den ambulanten Handel vorſchreibt. 

Nach Auffaſſung des Reichsbauernführers liegt eine Neu- 
errichtung allerdings auch dann vor, wenn ein Gewerbebetrieb 
mindeſtens ein Jahr ſtillgelegen hat und derſelbe nach dieſem Zeit 
abſchnitt wieder eröffnet werden ſoll. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß hiervon die Fälle ausgenommen ſind, in denen der Gewerbe 
treibende zufolge Dienſtperpflichtung irgendwelcher Art feinen Be: 
trieb zwangsweiſe vorübergehend ſchließen mußte und in ſolchen 
ech Zeitſpanne der Schließung ſelbſt über ein Jahr Hin- 
ausgeht. 


Anzeigen helfen kaufen und verkaufen! 


Surol 
Wein- Essig 
Ceka-Essig 
Komet-Essig 


Essiyggemüse 
Gemüse-Salate 


Kühne-Senfwürze 
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Meine Kaufleute und Mitarbeiter im Handel! 


Wie es nun ſeit einigen Jahren ſchon zur Übung geworden iſt, 
möchte ich auch diesmal zum Jahreswechſel ein kurzes Wort an 
alle deu:ſchen Kaufleute im Groß⸗ und Außenhandel, im Einzel⸗ 
handel, im Vermittlergewerbe, im ambulanten Gewerbe und im 
Bereich des Gemeinſchaftseinkaufs richten. 

Als der Führer zu Beginn des vergangenen Jahres das Wort 
ſprach, daß es ein Jahr der Entſcheidung ſei, hat niemand von 
uns gewußt, welcher Art dieſe Entſcheidung ſein würde. Wir 
konnten aber darauf vertrauen, daß es Entſcheidungen ſein würden, 
die nicht nur Deutſchlands Sieg in dieſem Kriege, ſondern auch 
den Aufriß einer neuen Weltordnung vorbereiten würden. Heute 
willen wir, welche Entſcheidungen es waren: Die hiſoriſche Tat 
des nationalſozialiſtiſchen Deutſchland, an der Spitze der euro» 
päiſchen Völker den Kampf mit dem furchtbarſten Feind der 
Menſchheit, dem Bolſchewismus, aufzunehmen, und der Schlag 
gegen die angelſächſiſchen Plutokratien, der zum Ende des Jahres 
nun auch vom japaniſchen Reich als Bundesgenoſſen der Achſe 
geführt wurde. 

Es iſt notwendig, daß ſich jeder Volksgenoſſe immer wieder 
vorhält, welche welthiſtoriſchen Schickſale heute vor unſerer aller 
Augen abrollen. Denn wenn wir das Gewicht der großen Tat⸗ 
ſachen nicht ſtets vor Augen haben, werden wir die Gewichte der 
täglichen Mühe und Arbeit nicht ſtandhaft tragen, und was von 
jedem deu. ſchen Volksgenoſten verlangt wird, erwartet jeder Volks⸗ 
genoſſe in erhöhtem Maße vom deutſchen Kaufmann. Wo immer 
der Kaufmann ſteht, an welcher Stelle er auch immer arbeitet: 
auf ihn ſind täglich Millionen aufmerlſame Augen gerichtet, denn 
er vollzieht die Verſorgungspolitik des Deutſchen Reiches. Es 
kommt nicht darauf an, ob er Lob oder Tadel erntet, ſondern 
darauf, ob Lob oder Tadel berechtigt ſind. Das aber iſt vor 
allem eine Frage an das Gewiſſen jedes Kaufmanns und jedes 
ſeiner Mitarbeiter in den Handelsbetrieben. Ob heute eingekauft 
wird, nur um ſich einen Vorteil zu verſchaffen und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Geſamtverſorgung oder ob die ganze Kraft für die 
Erfüllung der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik eingeſetzt wird, it eine 
Frage, die ſich der Kaufmann jeden Tag ſchonungslos ſelbſt vor⸗ 
legen muß. Ob er, bei aller notwendigen Beſtimmtheit, höflich und 
ob er gerecht iſt, ob er ſeinen Kunden nach deſſen Bedarf und 
nicht nach ſeiner Stellung wertet, kann nicht ernſt genug auch von 
jedem Kaufmannsgehilfen und jedem Lehrling täglich neu geprüft 
werden. Ich glaube, daß wir das Urteil der anderen über die 
Leiſtungen, die der deu. ſche Kaufmann im Krieg vollbracht hat, 
nicht zu ſcheuen brauchen. Aber es kommt darauf an, daß die Be⸗ 
rufskameraden von lih aus darüber wachen, daß nicht ein ein⸗ 
zelner die Wertung der Mühe, des Fleißes und der Sauberkeit 
der Berufsgruppe gefährdet. 

Wir tragen auch eine Verantwortung vor den Soldaten an 
der Front, die darauf vertrauen und vertrauen müſſen, daß ihre 
Familien nach den gleichen Prinzipien der Pflicht und Gerechtig⸗ 
keit, wie fie an der Front ſelbſtverſtändlich find, verſorgt werden. 
Und die Kaufleute, die als Soldaten mit an der Front ſtehen, 
haben den ſtärkſten Anſpruch darauf, daß das Anſehen ihres Bes 
rufes, zu dem ſie einſt zurückkehren wollen, unverändert über den 
Krieg in Ehren gehalten wird. f 

Der Kampf mit dem Bolſchewismus hat riefige Räume er- 
ſchloſſen, die für die wirtſchaftliche Widerſtandskraft der Nation 
genutzt werden müſſen. Wie ſchon bei der Eingliederung des ehes 
mals polniſchen Gebietes in das Reich der deutſche Kaufmann im 
wirtihaftlihen Einſatz feinen Mann geſtanden hat, müſſen wf re 
Kaufleute als echte Pioniere in den Weiten des ruſſiſchen Raumes 
das deu ſche kaufmänniſche Prinzip der Ordnung, der Organi⸗ 
fa:ionsfunjt und der bis ins einzelne gehenden Ausnutzung aller 
wirtſchaftlichen Werte und Kräfte einſetzen. Ich freue mich, daß 
mein Appell an die Berufskameraden, an dieſer großen Aufgabe 
mitzuhelfen, Verſtändnis und rüdhaitlofe Unterſtützung gefunden 
hat. Dafür möchte ich denen, die dazu beigetragen haben, heute 
beſonders danken. 8 s 

Der Führer hat in feiner Rede zum diesjährigen Winter⸗ 
hilfswerk geſagt, daß der Kampf mit der Sowjetunion und die dort 
gemachten Erfahrungen die Weitanſchauung des Nationaifuzialis- 
mus erneut beſtätigt und bekräftigt habe, und daß, wenn wir der⸗ 
einſt an den Aufbau eines neuen und größeren Reiches gehen, die 
Verwirklichung des Programms der NSDAP. noch ernſter ge⸗ 
nommen werden müſſe als zuvor. Möge dies uns alle aninornen, 
an uns ſelbſt die menſchlichen Eigenſchaften, die der National- 
ſozialismus vom Deutſchen fordert, zu ſtärken und täglich neu 
zu üben. Es kommt nicht darauf an. wann wir ſiegen, ſondern 
darauf, daß wir ſiegen. Und das wiſſen wir. 

Dr. Franz Hahler, 


Leiter der Reichsgruppe Handel. 
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Unierablieilung Einzelhandel 


@rıhäftsftele: Danzig, 
Hundegaſſe 10 Fernruf: 21241 


Reviſion der Schaufenſter 

Nachdem der Weihnachtsverkauf vorüber ijt, müſſen auch die 
Schaufenſter neu dekoriert und auf den unveränderten Beſtand 
des Warenlagers abgeſtimmt werden. Durch die Anweiſung des 
Leiters der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel ſind die Kaufleute be⸗ 
kanntlich verpflichtet, in den Schaufenſtern nur Waren zu zeigen, 
die verkaufsvorrätig Jind — es fi denn, daß fie als Spezial 
geſchäfte von der Ausnahmebeſtimmung über die Verwendung 
ſogenannter „Ausſtellungsmuſter“ Gebrauch machen können. 

Während der Abwicklung des Weihnachtsgeſchäftes hat es 

bei der Verbraucherſchaft nicht felten Unwillen erregt, dan die 
Schaufenſter noch in zu ſtarkem Maße ein Warenbild wider⸗ 
ſpiegeln, das der tatſächlichen Angebotslage nicht mehr entſpricht 
Auch behördliche und politiſche Stellen, darunter die höchſten 
Reichsreſſorts, haben ſich dieſer Frage angenommen und erwarten 
vom Einzelhandel eine ſtrengere Befolgung der ihm gegebenen An⸗ 
weiſungen. Wir fordern die Kaufleute deshalb auf, zum Jahres 
beginn eine Dekoration zu ſtellen, die der gegebenen Lage end 
ſpricht und die im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsmink⸗ 
ſterium erlaſſenen Anweiſungen der Wirtſchaftsgruppe berückſichtigt. 

Beſprechungen mit allen einſchlägigen Stellen haben die Not- 
wendigkeit ergeben, eine gewiſſe Verſchärfung der Anweiſung vom 
5. Juni 1941 durchzuführen, die wir den Mitgliedern hiermit 
bekanntgeben: 


„Zuſatzanweiſung zur Anweiſung des Leiters der Wirtſchafts⸗ 
gruppe Einzelhandel über die Schaufenſtergeſtaltuns 

In Ergänzung der Anweiſung über die Schaufenſter⸗ 
geſtaltung vom 5. Juni 1941 beſtimme ich mit Zuſtimmung 
des Reichswirtſchaftsminiſters auf Grund des $ 16 der Eriten 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Vorbereitung 
des organiſchen Aufbaus der deu.fhen Wirtſchaft vom 
27. November 1934 (RG Bl. I, S. 1194) folgendes: 

J. 

Nach der Anweiſung vom 5. Juni 1941, Ziffer II. kann 
eine Ware bis zum Dekorationswechſel im Schaufenſter be⸗ 
laſſen werden, auch wenn die en:ſprechenden Warenvorräte 
inzwiſchen ausverkauft ſind. Um das Schaufenſter dem ſich 
ändernden Warenangebot laufend anzupaſſen, wird die Zeit, 
während der dieſes letzte Stück im Schaufenſter verbleiben 
darf, auf einen Monat ſeit Erſchöpfung der entſprechenden 
Lagervorräte befriſtet. Nach Ablauf eines Monats iſt das 
„letzte Stück“ aus dem Schaufenſter zu entfernen. 

II. 

Die Schaufenſterwerbung muß den Umſtänden und Ben: 
hältniſſen der Kriegswirtſchaft entſprechen. In den Shaw 
fenſterauslagen darf deshalb keine Warenfülle vorgetäuſchz 
werden, die tatſächlich nicht vorhanden iſt. Die Zahl der im 
Schaufenſter gezeigten Artikel ift daher, auch wenn verkaufe 
vorrätige Artikel gezeigt werden, zu begrenzen. 

III. 

Bei Zuwiderhandlungen gelten die Strafbeſtimmunges 
der Anweiſung des Leiters der Wirtſchaftsgruppe Einzel 
handel vom 5. Juni 1941. 

Berlin, den 15. Dezember 1941. 

Der Leiter 
der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel 


gez. Dr. Franz Hayler.“ 


Die für die Schaufenſtergeſtaltung nunmehr gültigen An 
weiſungen vom 5. Juni und 15. Dezember ſind ſo gefaßt, daß 
ſie bei gutem Willen von jedem Kaufmann befolgt werden 
können; ſie tragen andererſeits den notwendigen politiſchen und 
pſychologiſchen Geſichtspunkten Rechnung. 

Die Anweiſungen über die Schaufenſtergeſtaltung tragen 
für die Kaufleute verpflichtenden Charakter. Die Berufsorgani⸗ 
ſation kann es nicht durchgehen laffen, daß fih einzeine Kaufleute 
nicht an die gegebenen Richtlinien halten. Die Einhaltung der ber 
ſtehenden Anweiſungen wird künftig ſchärſer kontrolliert werden. 
Niemand wird ſich in die Geſahr bringen wollen, wegen eines 
Verſtoßes gegen die Schaufenſteranweiſungen beſtraft zu werden. 


dachgruppe Nahrungs: und Genußmittel 


Organiſation 
Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel 
Fachgruppe Nahrungs: und Genußmittel 
Bezirksfachgruppe Danzig⸗Weſtpreußen 
Danzig, Hundegaſſe 10, Fernſprecher 212 41 
Amtsträger 
Bezirksfachgruppenleiter: 

Ridel, Walter, Kaufmann, Danzig, Langgarten 52, Fern- 

ſprecher: 220 07. 
Geſchäftsführer: 
3 S: Kühn, Fris, Danzig, Hundegaſſe 10, Fernſpr.: 212 41. 
Fachabteilungsleſter: 
Wild und Geflügel 
Ridel, Walter, Danzig, Langgarten 52, Fernſprecher: 220 07. 


Fiſche 
Kunde, Otto, Danzig, Sandweg 25, Fernſprecher: 212 65/66. 
Obſt und Gemüſe 
Dias, Albert, Danzig, Jovengaſſe 58, Fernſprecher: 273 30. 
ü ß waren 
Arenknecht, Georg. Danzig, Altſtädt. Graben 90/91, Fern- 
ſprecher: 221 72. 
Reformgeſchäfte 
Bergen, Richard, Danzig-Oliva, Am Schloßgarten 11. 
J. Kreisfachgruppenleiter: 
Danzig⸗Stadt: Nickel, Walter, Danzig, Langgarten 52, 
Fernruf 220 07. 


— 


Straße 74, Fernruf 513 67. 

Gotenhafen: Schlicht, Walter, Gotenhafen, Bahnhof⸗ 

ſtraße 11, Fernruf 2623. 

„Dirſchau: Penner, Willi, Dirſchau, Bahnhofſtraze 28, 

Fernruf 1238. 

10. Pr. Stargard: Woyke, jun., Fritz, Pr. Stargard, Bahn⸗ 
hofſtraße 38, Fernruf 211. 

11. Konitz: Nath, Gustav, Konitz, Schlochauer Straße 24. 

12. Berent: Heiſe, Walter, Schöneck. 

13. Karthaus: Baumgard, Reinhold. Karthaus, Markt 3, 
Fernruf 45. 

14. Neuſtadt: Kerber, Kurt, Neuſtadt, Adolf⸗Hitler⸗Platz 16. 

15. Bromberg Stadt und Land: Geiger, Carl, Bromberg, 
Conradſtraße 18. 3 

16. Witſitz: Wolfram, Maz, Wiſſek, Markt 59. 

17. Zempelburg: Bleck, Erno, Zempelburg. 

18. Tuchel: Schneidewind, A., Tuche], Platz der Freiheit Nr. 6. 

19. Schwetz: Krogoll, Kurt, Neuenburg, Danziger Str. 11. 

70. Graudenz Stadt und Land: Plikat, Bruno, Graudenz, 
Getreidemarkt 31. € 

21. Briefen: Arens, Hermann, Briefen, Hans-Thomas-S'r. 3. 

22. Strasburg: Jahnke, Auguſt. Strasburg, Fleiſchermarkt. 

23. Neumark: Wohler, Adolf, Neumark, Am Mark: 23. 

24. Thorn Stadt und Land: Gudrian, Siegismund, Thorn, 
Neuſtädt. Ring 5, Fernruf 1919. š 

25. Kulm: Bunk, Otto, Kulm, Danziger Straße 24, Ferne 
ruf 95. 

26. Rippin: Schäfer, Martin, Rippin, Adolf⸗Hitlex⸗Straße. 

27. Leipe: John, Johannes, Leipe, Breite Straße 27. 

28. Elbing: Penner, Heinrich, Elbing, Alter Markt 57, Fern⸗ 
ruf 3844. 

29. Marienwerder: Beſtvater, Arthur, Marienwerder, 

Wallſtraße 19/20. A 

ohe 


30. Marienburg: Peckholz, 
Lauben 34, Fernruf 2018. 
31. Stuhm: Samatin, Auguſt, S tu h m, Markt 28, Fernruf 227. 
32, Noſenberg: Wiebe, Walter, Rieſenburg, Markt 1/3, 
Fernruf 201. 


2. Danzig⸗Land: Dzaack, Willy, Kl. Zünder bei Gottswalde. 

3. Danzig⸗Land: Bernhard, Max, Pra uſt, Dirſchauer Straße, 
Fernruf 126. A 

4. Großes Werder: Kornowski, Albert, Tiegenhof, Adolf- 
Hitler⸗Straße 46, Fernruf 66. 

5. Großes Werder: Penner, Heinrich, Neuteich, Blücher⸗ 
markt 84, Fernruf 23. 

6. Großes Werder: Lukas, Otto, Steegen, Poſt Stutthof, 
Fernruf 84. 

7. Zoppot: Kaſtner, Bernhard, Zoppot, Horſt⸗Weſſel⸗ 

3 

» 


Georg, Marienburg, 


T. Ortsfachgruppenleiter: 

1. Danzig: Evers, Heinz, Danzig, Petershagen 8. Fern⸗ 
ruf 234 68. 

2. Danzig: Jantzen, Erich, Danzig, Heilige⸗Geiſt⸗Gaſſe 131, 
Fernruf 211 84. 

3. Danzig: Jarſen, Emil, Danzig, Mattenbuden 19. 

A. Danin: Mielke, Auguſt, Danzig, Schmiedegaſſe 22, Fern⸗ 
ruf 214 09. 


5. Langfuhr: Lomin, Johannes, Langfuhr, Adolf⸗Hitler⸗ 
Straße 150, Fernruf 411 22. 
6. Oliva: Janzen, Heinrich, Oliva, Adolf⸗Hitler⸗Straße 523, 
Fernruf 415 16. 
7. Neufahtwaſſer: Puttkammer, Max, 
livaer Straße 43, Fernruf 351 15. 


Preiſe für deutſche Gefriereier 


Hiermit geben wir auszugsweiſe — ſoweit es lih auf den 
Einzelhandel bezieht — von einem Schnelebrief der Hauptver⸗ 
einigung der deutſchen Eierwirtſchaft an die Eierwirtſchaftsverbände 
vom 29. 11. 1941 — Ce 966/ Ea 632/ Pa 682 — Kenn nis, worin 
gleichzeitig ein Beſcheid des Reichskommiſſars für die Preis- 
bildung an die Hauptvereinigung der deutſchen Eierwirtſchaft ent⸗ 
halten iſt. 8 

Durch die getroffene Regelung iſt, da 1 kg Gefrierei 
20 Schaleneiern gleichzuſtellen ift, gewährleiſtet, daß der Cinmel 
handel, ſoweit er mit den hier in Betracht kommenden Lieferungen 
befak: iit, für Gefriereier ebenfalls eine Handelsſpanne von 1 Big 
je Ei bekommt: 

„Unter Bezugnahme auf mein Rundſchreiben vom 15. 11. 
1941, Abſ. II, bringe ich Ihnen nachſtehend den Erlah des 
Reichskommiſſars für die Preisbildung vom 28. 11. 1941 — 
II 128 — 20 832/41 — zur Kenntnis: 

„Mit Nückſicht darauf, daß in dieſem Jahre deutſches 
Gefrierei in möglichſt großem Umfang an Stelle von 
Schaleneiern an gewerbliche Verbraucher ausge⸗ 
geben werden ſoll, und daß ſich hierfür die Einrichtung be⸗ 
ſonderer Oepotſtellen und die Einſchaltung des Einzelhandels 
erforderlich macht, genehmige ich gemäß § 2 des Geſetzes zur 
Durchführung des Vierjahresplans — Beſtellung eines Reids. 
kommiſſars für die Preisbildung — vom 29. 10. 1936 
(RGBl. I, S. 927) — unter entſprechender Abänderung 
meines Erlaſſes vom 4. 3. 1941 — II — 128 — 3596 — 
einen Abgabehöchſtpreis an die gewerblichen Verbraucher für 
deulſches Gefrierei von 2,96 RM je Kilogramm. 

Der Großhandel ha! dem Kleinverteiler bei deffen Ein- 
ſchaltung auf dieſen Abgabepreis einen Abſchlag von 20 Pfg. 
je Kilogramm zu gewähren. Die Reichsſtelle für Eier darf 
für die übernahme der Frachtkoſten bis zur Station des 
Empfängers ihrem Abgabepreis von 2,56 RM je Kilogramm 
den Betrag von 0,05 RM zuſchlagen. Mit der Berechnung 
einer Spanne von 0.05 RM je Kilogramm für die Tätigkeit 
eines ſogenannten Depothalters bin ich ebenfalls einver⸗ 
ſtanden.“ 


Lehrgang in Neuwied 

Der nächſte Lehrgang im Haus für Berufsgeſtaltung in Neu⸗ 
wied findet in der Zeit vom 18.—31. 1. 1942, ein weiterer in der 
Zeit vom 15.—28. 2. 1942 ftatt. 

Wir haben Einberufungen zunächſt zum Kurſe vom 18. bis 
31. Januar 1942 für Neuwied an Mitglieder aus dem Kreiſe der 
uns bereits im Vorjahr Gemeldeten ergehen laſſen. Wir weiſen 
darauf hin, daß zwei weitere Kurſe im Mai bzw. im Juni 1942 
vorgeſehen find und bitten um weitere Meldungen. Diejenigen Be 
rufskameraden, die am 1. Lehrgang in Neuwied teilgenommen 
haben, werden es ſicher gern beſtätigen, wie außerordentlich merte 
voll der Beſuch eines ſolchen Lehrganges ijt. Eine Anderung ilt in. 
ſofern eingetreten, als in Zukunft die Koſten für die Rückfahrt 
zuſammen mit den Aufenthaltskoſten von den Teilnehmern zu 
tragen find. Dieſe Koſten werden einſchließzlich Rückfahrt jedoch 
125,— RM nid: überſteigen. Wir bitten unſere Mitglieder um 
recht zahlreiche Meldungen. 


Fachgruppe Eijenwaren, Elektro: u. Hausgeräte 


Beſchlagnahme von elektriſchen Heizgeräten 
Meldung der Beſtände bis zum 1. Februar 1942 

Durch eine gemeinſame Anordnung der Reichsſtelle für Eifen 
und Stahl und der Reichsſtelle für techniſche Erzeugniſſe vom 
15. 12. 1941 (Reichsanzeiger Nr. 293 vom 15. 12. 1941) iſt dis 
Herſtellung von 

a) Heiz⸗ oder Strahlungsöfen 

b) Ronvet:ionsöfen 

c) Heizſonnen 

d) Radiatoren jeder Art und Ausführung 

e) Einſchraubwiderſtänden und Stedwiderſtänden 
verboten. 

Einzelhandelsbetriebe haben die zum Verkauf beſtimmten Be⸗ 
tände an elektriſchen Heizgeräten und an Einzelteilen der oben- 
genannten Geräte bis zum 

1. Februar 1942 
der Reichsgeſchäftsſtelle der zuſtändigen Fachgruppe oder Zweck⸗ 
vereinigung zu melden, wenn die Beſtände 20 Stück und mehr be⸗ 
tragen. Über die Meldung der kleineren Beſtände ergehen noch 
weitere Beſtimmungen. 


Neufahrwaſſer, 
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Mitteilungen der Wirtschaftsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbo | 
Danzig-Westpreußen 


Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe. 


Geſchäftsſtelle Danzig, Langermarkt 43, Fernruf 234 17/234 26. 


(Nachdruck nur mit Erlaubnis des Herausgebers geſtattet) 


Herausgegeben von der Wirtſchaftskammer Danzig⸗Weſtpreutzen, Abt. Fremdenverkehr und Unterabteilung | 


Der Arlauber ijt der Ehrengast des deutjchen Gajtjtättengewerbes! 


Das Thema „Gaſtlichkeit gegenüber unſeren 
Soldaten“ iſt früher ſchon einmal behandelt worden. Es iſt 
nicht ſo zu verſtehen, als würden die Wehrmachtsangehörigen, die 
an der Front die Heimat verteidigen, weniger gaſtlich aufge⸗ 
nommen als die Volksgenoſſen, die zu Haufe find; die Gaſtlichkeit 
umfaßt ſie alle. 


Es ſei aber hier nochmals die Auffaſſung unterſtrichen, daß 
gegenüber den Wehrmachtsangehörigen eine beſondere Betreuung 
Platz zu greifen hat. Das gilt in der heutigen Zeit vor allem 
für die Beantwortung von Gäſteanfragen und die Betreuung in 
den Beherbergungs- und Gaſtſtättenbetrieben. 


Im Laufe dieſes Winters werden zahlreiche Wehrmachts⸗ 
angehörige beurlaubt. Viele von ihnen werden ihren Urlaub im 
Beherbergungsbetrieben zum Teil mit ihren Familienangehörigen 
verbringen. Die Soldaten richten an die Beherbergungsbetriebe 
Anfragen, ob fie eine Unterkunft finden konnen. Es ijt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß ſolche Anfragen unverzüglich und klar zu beant⸗ 
worten ſind. Für jeden Betrieb muß es eine Ehre ſein, einen 
Soldaten zu beherbergen und zu betreuen. Der Anſpruch des 
Wehrmachtsangehörigen ſteht vor dem Anſpruch eines jeden 
zivilen Gaſtes und deshalb ift gerade auf ſeine Unterbringung 
beſonders Wert zu legen. Wenn in Ausnahmefällen ein Beher⸗ 
bergungsbetrieb den Soldaten nicht unterbringen kann, ſoll er ſich 
an den Nachbarbetrieb wenden und ſo um eine Unterkunft be⸗ 
ſorgt ſein. Iſt das nicht möglich, ſo iſt die örtliche Fremden⸗ 
verkehrsſtelle, d.h. der Verkehrsverein, die Kurverwaltung oder 
das Fremdenverkehrsamt mit der Unterbringung zu beauftragen. 
Auf keinen Fall aber darf es ſich ereignen, daß den Wehr⸗ 
machtsangehörigen auf ihre Anfragen einfach abgeſchrieben und 
ſomit ihr Erholungsanſpruch gefährdet wird. 

Die Verpflichtung zur Unterbringung der Soldaten haben 
beſonders die Betriebe in den Winterſportplätzen, da viele Wehr⸗ 
machtsangehörige während ihres Urlaubs Sport treiben wollen. 


Die Beantwortung der Anfragen ift ein Stück der Gaſtlichkeit, 
und zwar ein ſehr wichtiges. Es braucht nicht darauf hingewieſen 
zu werden, daß auch die Betreuung der Wehrmachtsangehörigen 
in den Wochen der Erholung in jeder Hinſicht vorbildlich ſein 
muß. Der Soldat, der ſein Leben für das Volk einſetzt, hat ein 
Recht darauf, in der Heimat gut betreut zu werden. 

Unfere Betriebe im Reichsgau Danzig⸗Weſtpteußen werden 
ihre Ehrenpflicht gegen Frontkämpfer gern und vorbildlich erfüllen. 


Es beſteht Vera ſaſſung darauf hinzuweiſen, daß die Mi 
fragen von Wehrmachtsangehörigen an Beherbergungsbetriebe 
ſchneller beantwortet werden müjlen. Es find in der letzten Zeit 
manche Klagen zugeleitet worden, wonach Offiziere und Mann- 
ſchaften der verſchiedenen Truppenteile auf ihre Anfragen an Be 
herbergungsbetriebe überhaupt keine Antwort bekommen haben. 
Das iſt eine Verletzung des Grundſatzes der Gaſtlichkeit, die um 
ſo verwerflicher iſt, als ſie gegenüber den Volksgenoſſen erfolgt, 
die die Heimat gegen den Feind verteidigen. 

Leider it auch manchmal die Unterbringung von Wehr 
machtsangehörigen auf Schwierigkeiten geſtoßen. Es wurden 
Wehrmachtsangehörige abſchlägig beſchieden, die man bei gutem 
Willen und Umdispoſitionen der zivilen Gäſte hätte aufnehmen 
können. Der Soldat, der an der Front geſtanden hat, hat das 
erite Recht auf Anterkunft und hinter feinen Wünſchen haben die 
der zivilen Reiſenden zurückzutreten. 

Wir erwarten deshalb von allen Beherbergungsbetrieben, daß 
in Zukunft ablehnende Antworten an Wehrmachtsangehörige nur 
dann abgegeben werden, wenn tatſächlich die Unterkunft aus 
Raumnot unmöglich iſt. Es muß aber auch in ſolchen Fällen 
alles getan werden, um die Wehrmachtsangehörigen in benach⸗ 
barten Häuſern unterzubringen oder die örtliche Fremdenverkehrs⸗ 
ſtelle mit der Unterkunft zu beauftragen. Auch hierin müſſen die 
Gaſtſtälten Danzig-⸗Weſtpreußens Vorbild fein. 


Arbeit und Erjolg im Kriegsjahr 1941 vor Winiteriatrat Dr. Settet 


Wann immer der deutſche Fremdenverkehr ſeit 1933 Rückſchau 
hielt und ſich Rechenſchaft gab vom Ergebnis einer zurückliegenden 
Zeitſpanne, konnte er ſagen, daß er ſein Feld ordentlich beſtellt 
und manche Früchte ſeiner Mühen geerntet habe. Nicht jedesmal 
aber konnte eine ſo große Reihe wichtigſter Erfolge in einem Be⸗ 
richt zuſammengefaßt werden, wie dies am Schluß des Kriegs- 
jahres 1941 möglich iſt. 

Die Fremdenverkehrsarbeit wird heute von weiteſten Kreiſen 
als im Kriege notwendig anerkannt: die Meinung, daß die Tätig⸗ 
keit der Fremdenverkehrsſtellen nur für den Frieden paſſe und 
mit dem Krieg nichts zu tun habe, iſt endgültig als falſch er⸗ 
wieſen. In dieſer Feſtſtellung ſehen wir den größten Erfolg der 
zielbewußten und unermüdlichen Arbeit. 

Zu den Problemen, die ebenſoſehr kriegsbedingt wie typiſch 
für den Fremdenverkehr ſind, gehört die Inanſpruchnahme von 
Beherbergungsraum nach dem Reichsleiſtungsgeſetz. Auf dem 
Spezialgebiet der erweiterten Kinderlandverſchſckung wurde hierzu 
Ende Juli 1941 ein Abkommen mit der Reichsjugendführung ge- 
troffen, daß Heilbäder und heilklimatiſche Kurorte grundſätzlich 
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nicht in die Aktion einzubeziehen ſind Wenn hierbei das Be 
ſtreben maßgebend war, die Heilſchätze der Bäder den Kur 
bedürftigen zur Verfügung zu ſtellen, ſo wurden doch gleichzeitig 
Vereinbarungen erzielt, auf Grund deren die Kinderlandver⸗ 
ſchickung im Einvernehmen mit den Fremdenverkehrsſtellen fo 
wirkungsvoll als möglich durchgeführt werden kann. Das gleiche 
gilt für die übrigen Anwendungsfälle des Reichsleiſtungsgeſetzes. 
Die Inanſpruchnahme ganzer Beherbergungsbetriebe wurde ge 
regelt, die Vergütungsſätze bei Verſchickung von Müttern mit 
Kindern durch die NSV wurden feſtgeſetzt, die Lifte der für den 
internationalen Fremdenverkehr wichtigen Betriebe neu bearbeitet. 
Hier und in vielen Einzelfragen hat ſich die Mitarbeit der 
Fremdenverkehrsſtellen bewährt, um die erforderlichen Ergebniſſe in 
der Einrichtung von Hilfslazaretten, in der Unterbringung mili⸗ 
tariſcher Dienſtſtellen uſw. zu erzielen. 


Mit dem durch kriegsmäßige Anforderungen etwa um die Hälfte 
verringerten Beherbergungsraum heißt es ſorgfältig wirtſchaften, 
wenn man dem ſtarken und berechtigten Erholungsbedürfnis 
einigermaßen entſprechen will. So find dem Kapitel „Lenkung 


des Fremdenverkehrs“ im abgelaufenen Jahre inhaltſchwere Seiten 
angefügt worden. Der große Lehrmeister Krieg gab uns Anlaß, 
das Zentralproblem des Fremdenverkehrs unter neuen Voraus⸗ 
ſetzungen durchzudenken. Die praktiſchen Auswirkungen laſſen ſich 
in zwei Sätzen zuſammenfaſſen: Der Aufenthalt in den Kurorten 
iſt auf 3—4 Wochen beſchränkt, um möglichſt vielen Volks⸗ 
genoſſen den Urlaub zu ſichern (Anordnung vam 27. 6. 1941). 
Im Winter 1941/42 iſt der Beherbergungsraum den beurlaubten 
Angehörigen der Wehrmacht und den Volksgenoſſen vorbehalten, 
die in der Heimat Arbeit leiſten, welche für die geregelte Fort⸗ 
führung der Wirtſchaft und des geſamten öffentlichen Lebens im 
kriegführenden Deutſchland wichtig it (Anordnung vom 24. 11. 
1941). Beide Maßnahmen ſind Gemeinſchaftsaufgaben aller Mit⸗ 
arbeiter des Fremdenverkehrs; durch einträchtige Zuſammenarbeit 
der Beherbergungsbetriebe mit den amtlichen Stellen muß und 
mird es ohne großen Behördenapparat gelingen, die geſteckten 
Ziele zu erreichen. Auch die organiſatoriſchen Erfahrungen der 
deutſchen Reiſebüros ſind mit beſtem Gelingen für die Aufgabe 
eingeſetzt worden. 

Für die Lenkung des Fremdenverkehrs in zeitlicher Be⸗ 
ziehung iſt die Schul⸗Ferienordnung das wirkſamſte Mittel. Nach 
jahrelangen Verhandlungen erging am 4. April 1941 der Erlaß 
des Neichswirtſchaftsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung, der für die Sommerferien 3 Staffeln feſtlegt, 
welche den Erforderniſſen des Fremdenverkehrs weitgehend Rech⸗ 
nung tragen. Die für den Sommer 1941 gewählte moſaikartige 
Aufteilung der Feriengebiete nimmt in muſtergültiger Weiſe auf 
die Verkehrslage der Reichsbahn Rücksicht. Denn Lenkung des 
Reiſeverkehrs iſt nicht nur für die Beherbergungsbetriebe, ſondern 
auch für die Verlehrseinrichtungen wichtig. Aus dieſer Erkenntnis 
entſprang die Propaganda „Unterlaßt nicht notwendige Reifen“, 
die im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrsminiſterium auf den 
verſchiedenſten Wegen durchgeführt wurde. 

Der fo dringend benötigte Beherbergungstaum war in ernſter 
Gefahr, für den Bedarf an Büros und Erholungsheimen in 
ſolchem Umfang zweckentfremdet zu werden, daß ſich ſchwere Be⸗ 
fürchtungen für die Entwicklung auf weite Sicht ergaben. Der 
Erlaß des Reichsminiſters und Chefs der Reichskanzlei vom 
21. Auguſt 1941 gab die Anordnung des Führers bekannt, daß 
weitere Beherbergungsbetriebe ihrem Zweck grundſätzlich nicht 
mehr entzogen werden dürfen, damit der deutſche Fremdenverkehr 
ſeine Aufgaben auf dem Gebiet der Volksgeſundheit und ſeine 
wichtigen politiſchen Aufgaben auch in Zukunft erfüllen kann. 
Der Erlaß brachte Befreiung von großen Sorgen und beglückte 
uns mit dem Anerkenntnis der Bedeutung der Fremdenverkehrs⸗ 
arbeit. Bei der Prüfung von Ausnahmefällen ſind die Fremden⸗ 
verkehrsſtellen maßgebend eingeſchaltet. 1 

Die ſeit vielen Jahren heiß umſtrittene Frage, wie die Privat⸗ 
zimmervermietung in die Fremdenverkehrsarbeit einbezogen werden 
kann, hat nun gleichfalls ihre Löſung gefunden. Nicht durch ge⸗ 
werbepolizeiliche Maßnahmen, ſondern durch Eingliederung in die 
Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe und Zu⸗ 
ſammenfaſſung in einer beſonderen Fachuntergruppe werden die 
Privatbeherberger dazu angehalten, ihr Gewerbe nach den Regeln 
der Gaſtlichkeit auszuüben (Erlaß des Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſteriums vom 29. Auguſt 1941). 

Die deutſchen Heilbäder und heilklimatiſchen Kurorte ſind ganz 
darauf eingeſtellt, unſeren verwundeten und kranken Soldaten die 
Geſundheit wiederzuſchenken und jenen Volksgenoſſen zu dienen, 
die durch kriegswichtige Arbeit oder ſonſt kurbedürftig geworden 
find. Durch das erwähnte Abkommen mit der Reichsjugend⸗ 
führung, durch Zuſammenarbeit mit den Arzten und durch andere 
Maßnahmen iſt dafür geſorgt, daß die Heilbäder ihrer vor⸗ 
nehmſten Aufgabe nicht entzogen werden. Als am 16. Oktober 
1941 in Franzensbad das Meerforfhungsinftitut für das deutſche 
Bäderweſen eröffnet wurde, das die reichen Moorlager in Deutſch⸗ 
land zu unterſuchen und die Moortherapie wiſſenſchaftlich zu 
untermauern hat, erklärte Staatsſekretar Eſſer: „Wir haben 
es als unſere Aufgabe erkannt, das deutſche Heilbäderweſen in 
allen Beziehungen ſyſtematiſch zu fördern, um es zur Pflege und 
Erhaltung der deutſchen Volksgeſundheit in beſter Form geeignet 
zu machen.“ Er konnte gleichzeitig die Analyſennormen für das 
deutſche Bäderweſen in neuer Faſſung bekanntgeben, die insbe⸗ 
fondere durch die Einführung der Kontrollanalyſen letzten wijfen- 


L Weinbrennere 


"PIR EU SS: ST ARG ARD 


ſchaftlichen Erforderniſſen entſprechen. Auf der Tagung gaben bie 
Vorträge bedeutender Vertreter der Bäderwiſſenſchaft und Klima⸗ 
heilkunde den Überblick über den Stand unſerer wiſſenſchaftlichen 
Kenntnis der natürlichen Heilmethoden. n — 

Die Entwicklung der Fremdenverkehrsgemeinden im Kriege 
zeigt den ſtarken Zuſammenhang zwiſchen geordneten Gemeinde⸗ 
finanzen und Kurtaraufkommen. Die Kurtaxpflicht der Perſonen 
aus lufigefährdeten Gebieten, der Angehörigen verwundeter Gol- 
daten und viele andere Einzelfragen waren zu bearbeiten. Der 
Reichsſtatthalter im Sudetengau erließ eine Muſterſatzung für die 
Kurtaxe; bearbeitet unter Beteiligung der Oberſten Reichsbehörden 
und der Fremdenverkehrsſtellen, iſt fie über ihren örtlichen Gel- 
tungsbereich hinaus der erſte Anſatz zu einer reichseinheitlichen 
Kurtaxregelung im Gemeindefinanzrecht. 

Das Wort „Gaſtſtätten“ richtet unſeren Blick auf die Fragen 
der Volksernährung im Kriege. Die deutſchen Gaſtſtätten haben 
die Pflicht, den vielen arbeitenden Volksgenoſſen täglich eine aus⸗ 
reichende und nahrhafte Verpflegung zu liefern, die Lebensmittel 
zu dieſem Zweck beſtmöglich zuzubereiten und dabei zugleich eine 
Entwicklung einzuleiten, die von der Überbetonung des Fleiſch⸗ 
verbrauchs zu einer vielgeſtaltigen, dem Ertrag des deutſchen 
Bodens am beſten entſprechenden Ernährungsweiſe führt. Nach 
den Regeln des markenfreien Stammgerichts und der verein⸗ 
fachten Speiſekarte geſtaltet ſich die Betriebsführung aller Gaſt⸗ 
ſtärten ſchon feit Kriegsbeginn. Die Beſtimmungen wurden im 
Laufe dieſes Jahres z. B. durch das Verbot der 150⸗g⸗Fleiſch⸗ 
gerichte und die Anordnung des 50⸗-f⸗Fleiſchgerichts erweitert; fie 
werden nunmehr durch die Einführung des Feldküchengerſchts er⸗ 
gänzt, das gegen geringe Markenabgabe dem Bedürfnis der ar⸗ 
beitenden Menſchen nach kräftiger und ſchmackhafter Koſt und nach 
raſcher Bedienung beſonders entgegenkommt. 

Bei der Einweihung des Inſtituts für Kochwiſſenſchaft in 
Frankfurt am Main am 1. November 1941 legte Staatsſekretär 
Eſſer in großen Linien dar, welche Bedeutung die Forderung 
„Richtig eſſen“ in ſtaatspolitiſcher und kultureller Hinſicht beſitzt. 
Das Inſtitut, eine Gemeinſchaftsgründung des Oberkommandos 
des Heeres und der Hermann-Eſſer⸗Forſchungsgemeinſchaft, ift 
beſtimmt, einen neuen Abſchnitt in der Zubereitung unſerer Nah⸗ 
rung und insbeſondere in der Gemeinſchaftsverpflegung einzuleiten. 
Gleichfalls in dieſem Jahr wurde in Heidelberg als Außenſtelle 
der Hermann⸗Eſſer⸗Forſchungsgemeinſchaft' für Fremdenverkehr das 
Inſtitut für Betriebswirtſchaft des Fremdenverkehrs errichtet, 
deſſen Ziel die Erforſchung aller betriebswirtſchaftlichen Probleme 
der Fremdenverkehrswirlſchaft ijt. 

Die Kulturarbeit ruht in Deutſchland während des Krieges 
nicht; auch der Fremdenverkehr hat hier im vergangenen Jahr 
ſchöne Erfolge aufzuweiſen. Die Deutſche Geſellſchaft für Gaſt⸗ 
ſtättenlultur mit dem Sitz in Wien wurde gegründet. Auf ihrer 
erſten Kundgebung in Weimar am 19. Mai 1941 wies ihr 
Staatsſekretar Eſſer die Aufgabe zu, Deutſchlands Stellung 
und Ruf als gaſtlichſtes Reiſeland für alle Zeit zu wahren und zu 
zeigen, daß wir den Krieg führen, um eine beſſere und ſchönere 
Welt Wirklichkeit werden zu laſſen. Die „Kulturgeſchichte der Gaſt⸗ 
Hätte“ von Prof. Rauers it im Krieg ihrer Vollendung ent- 
gegengereift und hat bei ihrem Erſcheinen überall berechtigte Be⸗ 
wunderung hervorgerufen. Der Reichsfremdenverkehrsverband hat 
durch die Bildung eines Kulturausſchuſſes wertvolle Beziehungen 
zu den Männern der kulturgeſchichtlichen Forſchung und der 
Stadt⸗ und Landſchaftspflege geknüpft. 

In Sachen der Sozialpolitik hat ſich die Zuſammenarbeit mit 
mit der Deutſchen Arbeitsfront, insbeſondere mit dem Fachamt 
Fremdenverkehr, in förderlichſter Weiſe vertieft. Am 7. Februar 
1941 führte Staatsſekretär Eſſer vor den Amtswaltern der 
DUF aus: „Soziale Mindeſtforderungen im Gaſtgewerbe müſſen 
verwirklicht werden, weil dies die Vorausſetzung für die Ber- 
beſſerung der Leiſtung iſt. Das Gebot der Gaſtlichkeit kann nur 
erfüllen, wer ſelbſt unter befriedigenden Umſtänden arbeitet.“ Ge⸗ 
legenheit zu gemeinſchaftlicher Arbeit für die Dienſtſtellen des 
Fremdenverkehrs und der DAF gab es genug: Heranführung 
der dringend benötigten Arbeitskräfte Gemeinſchaftsver⸗ 
pflegung in Werkküchen — Berufserziehung und Sorge um den 
Nachwuchs. Die Berufsbildungspläne für den Kellner, den Gaſt⸗ 
wirtsmetzger, das Zimmermädchen wurden feſtgeſtellt, das Be⸗ 
rufsſchulweſen weiter ausgebaut. 
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Für die Fremdenverkehesſtellen des öffentlichen Dienſtes er- 
sing unter dem 26. Mai 1941 im Einvernehmen mit dem Fach⸗ 
amt Energie, Verkehr, Verwaltung, eine Tarifordnung, die lang⸗ 
erſehnte Grundlage für eine angemeſſene Beſoldung der Kur⸗ 
direktoren uſw. und das Unterpfand für einen arbeitsfreudigen 
und hochwertigen Nachwuchs bei den öffentlichen Fremdenverkehrs⸗ 
dienſtſtellen. 

Fremdenverkehrswerbung im Krieg iſt nicht geſtattet — aber 
einfachſte Auskurftsmittel find unerläßlich. Das allgemeine Wer⸗ 
bungsverbot wurde ſoweit gelockert, daß Proſpekte von feſt be⸗ 
ſtimmem Umfang ſowie örtliche und regionale Anterkunftsver⸗ 
zeichniſſe für Auskunftszwecke hergeſtellt werden dürfen. Der 
Werberat der deutſchen Wirtſchaft hat die Heilmittelwerbung im 
Einvernehmen mit dem RFB neu geordnet und damit ein für 
die Heilbäder und Kurorte weſentliches Arbeitsgebiet in ſcharſem 
Zupacken geregelt. 


Auch die deutſche Fremdenverkehrswerbung im Ausland iſt 
vom Krieg nicht unbeeinflußt. Der Geiſt aber, den die Reichs⸗ 
bahnzentrale für den Deutſchen Reiſeverkehr ſeit Jahren an ihre 
Aufgabe heranträgt, hat fih bewährt. Unabläſſig geben Preſſe⸗ 
dienſte in vielen Sprachen und andere Aufllärungsmiitel Kunde 
von den kulturellen und ſozialen Leiſtungen Deutſchlands und 
ſchaffen die Vorausſetzungen, die im Frieden zahlloſe Reiſegäſte 
zu uns führen werden. Die Zuſammenarbeit mit den Fremden⸗ 
verkehrsſtellen befreundeter Staaten wird eifrig gepflegt; die 
Slowakiſch⸗deulſche Verkehrsausſtellung in Preßburg (1.— 14. De 
zember) war ein erfreulicher Beweis dafür. Werden die Ause 
ſtellungen über neue deutſche Baukunſt oder über Reichsauto⸗ 
bahnen im Ausland gezeigt, fo bewährt fih die RDB immer 
aufs neue in der Mitarbeit; Künſtlern und Theatergruppen, die 
im Ausland hervortreten, kommt ihre kulturpropagandiſtiſche Er- 
fahrung gleichfalls zugute. 

Aus der reinen Verwaltungsarbeit ſeien die Unterſuchungen 
hervorgehoben, welche die ſteuerliche Behandlung der Fremden⸗ 
serlehrsvereine, der kurtaxerhebenden Gemeinden uſw. geklärt 
haben. Ein Steuerhandbuch für das Gaſtgewerbe iſt in zwei 
Teilen erſchienen. Für die Gewinnabſchöpfung ſowohl bei den 
Heilbädern als auch im Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe 
wurde eine Regelung getroffen; durch Schulungstagungen iſt da⸗ 
für geſorgt, daß die Richtlinien raſch und zuverläſſig in die Praxis 


umgeſetzt werden. Die Organisation des Fremdenverkehrs war ent 
lprechend dem wachſenden Gebietsumfang des Reiches auszubauen 
Bei der WEB find 4 neue Unterabteilungen entſtanden. Der 
Reichsfremdenverkehrsperband ha: den Aufbau des Fremdenver 
kehrs in Lothringen und im Elſaß in die Hand genommen. In 
der Reichsſtatiſtik des Fremdenverkehrs werden die ortsfremden 
Kranken auf Grund längerer Verhandlungen getrennt von den 
übrigen Fremden aufgeführt; feit Oktober 1941 werden die Gr 
gebniſſe der Statiſtik nach Gebieten der Landesfremdenverkehrsver 
bande aufgegliedert. Die Notwendigkeit dieſer Maßnahmen in 
Kriegszeiten bedarf keiner Erörterung; denn eine gut gegliederte 
Statiſtik iſt und bleibt die beſte Grundlage für eine erfolgreiche 
Lenkung des Fremdenverkehrs. 

Von den Erfolgen der Fremdenverkehrsarbeit im Jahre 1941 
lind damit nur die allerwichtigſten erwähnt. Es forte und konnte 
nicht geſagt werden, welche Fremdenverkehrsſtelle nun im Einzel 
fall den Erfolg herausgeholt hat. Wichtig iſt es vielmehr zu er 
kennen, daß die Fremdenvperkehrsarbeit ein einheitliches Ganzes ifi, 
daß ſie nur nach einheitlichen Richtlinien geleiſtet werden kann 
und daß ihre Erfolge allen Teilen zugute kommen. Vieles, was 
in früheren Jahren als Problem erkannk wurde, ijt in dieſem Jabr 
zur Löſung herangereift. Das erfreuliche Ergebnis wäre ohne die 
freundwillige Mitarbeit der Oberſten Reichsbehörden und zahl 
reicher Stellen in den Gauen des Reiches nicht zu erzielen ge 
weſen. Unſer Dank gebührt ihnen allen, insbeſondere aber der 
deutſchen Preſſe, die dem Verſtändnis für unfere Arbeit den 
Weg ig die weiteſten Kreiſe der Bevölkerung geebnet hat. 

Viele Mitarbeiter des Fremdenverkehrs dienen heute ben 
Reich als Angehörige der deulſchen Wehrmacht. Die Arbeitsſtäbe 
des Fremdenverkehrs, die nie groß waren, find durch Einbe 
rufungen weſentlich verringert. Eine wirklich beſcheidene Zahl von 
Mitarbeitern hat die Ergebniſſe erzielt, von denen dieſer Bericht 
zu melden weiß; nur eine Arbeitsmethode, die frei von büre- 
kratiſchen Hemmungen ijt, konnte. die Beſtrebungen zum Erfolg 
führen. Mit Stolz kann fih der Fremdenverkehr in feinem ſvar 
famen Perſonaleinſatz als beiſpielgebend bezeichnen. Alle Mühen 
aber waren vergeblich, wenn nicht die Leitung des deutſchen 
Fremdenverkehrs van Führer dem Mann anvertraut wäre, der 
ein unbeirrbares ZU in um Weg und Ziel mit echtem Ben 
ſtandnis für die lichten und Sorgen der Tagesarbeit ver 
bindet: den Staatsſekretär für Fremdenverkehr, Hermann EI er 


Das Feldküchengericht 


Auf Anweiſung des Staatsſekretärs für Fremdenverkehr, 
Hermann Eſſer, iſt in dieſen Tagen eine Anordnung ergangen, die 
für die Verſorgung der Gaſtſtättenbeſucher von größter Bedeutung 
iſt. Am Montag und Donnerstag jeder Woche haben künftig die 
Speiſekarten in allen Gaſtſtätten während des ganzen Tages das 
Feldküchengericht anzubieten — einen Eintopf oder ein Teller 
gericht einfachſter Art, für das die Rezepte vom Inſtitut für Koch⸗ 
wiſſenſchaft (Frankfurt a. M.), einem Gemeinſchaftswerk der Her⸗ 
mann⸗Eſſer⸗Jorſchungsgemeinſchaft und des Oberkommandos des 
Heeres, ausgegeben werden. Die Heimat wird damit Speiſen 
kennenlernen, wie ſie von den Feldküchen hergeſtellt und ausge⸗ 
geben werden, und ſie wird daraus ein Bild gewinnen, wie viel⸗ 
ſeitig die Leiſtungen find, welche die gegen früher weſentlich ver- 
beſſerten Feldküchen vollbringen. Die Heimat wird an dieſen 
Tagen gewiſſermaßen aus dem gleichen Topf eſſen wie der 
Soldat an der Front. 

Für das Feldküchengericht darf höchſtens eine 50⸗Gramm⸗ 
Fleiſchmarke genommen werden, erforderlichenfalls ferner Fett⸗ 
marken bis zu 10 Gramm oder Nährmittel⸗ und Brotmarken. 
Neben dem Feldküchengericht kann an den Montagen und Don- 


Werben heißt an die Zukunft denken! 


Kenner trinken nur 


Süssmımosti 


mit dieser Mer marke aus der 


Danz ger Sullmosterei »Flüssiges Obst« 


Grabenxass« 6 Tel. 261 72 
Zur Zeit nur beschränkt lieferbar 


nerstagen als Hauptgericht nur das markenfreie Stammwertig 
angeboten und verabfolgt werden. Ausnahmen von dieſen Be 
ſtimmungen ſind auch für Veranſtaltungen aller Art, Hochzeiten 
uſw. nicht zugelaſſen. 

Durch das Feldküchengericht werden die ſorgſam erprobten 
Regeln unſeres Feldkochbuches — beſte Ausnützung der Nahrungs: 
mittel und ſchmackhafte Zubereitung mit einfachſten Mitteln 
für die Geſamtbevölkerung nutzbar gemacht. Der Preis des . 
richts wird äußerſt berechnet: die Gaſtſtätten erbringen damit eine 
weſentliche Leiſtung der Allgemeinheit gegenüber. Das Feld. 
küchengericht trägt ferner der Arbeitslage in den Gaſtſtätten 
Rechnung und entlaſtet ſowohl den Küchenbetrieb als auch die 
Bedienung. So kommt es dem Wunſch der arbeitenden Polls 
genoſſen nach einer kräftigen und billigen Verpflegung und nach 
raſcher Verſorgung während der kurzen Arbeitspauſen in jeder 
Weiſe entgegen. Markenfreies Stammgericht und vereinfachte 
Speiſekarte ſind heute für jeden Gaſtſtättenbeſucher feſte Begriffe 
geworden; ſie haben ſich als Grundlage einer den Kriegserforder 
niſſen angepaßten Verpflegung in den Gaſtſtätten beſtens bewährk. 
So wird ſich auch das Feldküchengericht bei Gäſten und Saft 
ſtätten raſch einführen und die Erfolge bringen, die von ihm ep 
wartet werden. Denn ſeine Aufgabe iſt es, mitzuſchaffen an den 
Vorausſetzungen, die uns in dieſem Krieg allen Schwierigkeiten 
zum Trotz den Sieg gewinnen laffen. Das Feldküchengericht wurde 
Montag, den 12. Januar 1942, erſtmals in allen Gaſtſtalten 
des ganzen Reiches ausgegeben. 


Anordnung 
des Leiters der Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Ye 
herbergungsgewerbe vom 24. Dezember 1941 
Auf Anweiſung des Herrn Staatsſekretärs für Fremdenver⸗ 


kehr erfährt im Einvernehmen mit dem Herrn Reichswirtſchafts 
minifter, dem Herrn Reichsernährungsminiſter und dem Herrn 


Reichskommiſſar für die Preisbildung die Anordnung des Leiters 
der Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe 
über die Abgabe von Speiſen in Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungs⸗ 
betrieben vom 25. September 1939 nebſt Anderungen und Er⸗ 
gänzungen vom 18. März und 24. Mai 1941 folgende An⸗ 
derungen: 

J. Am Montag und Donnerstag, ſoweit dieſe Tage nicht 
auf einen geſetzlichen Feiertag fallen, muß in Gaſtſtätten⸗ und 
Beherbergungsbetrieben ein Feldküchengericht angeboten und ver- 
abfolgt werden. Als Feldküchengericht kommt in Betracht ein Ein⸗ 
topfgericht oder ein Tellergericht einfachſter Art. Dieſes Gericht 
ift auf der Speiſekarte ausdrücklich ohne jeden weiteren Zuſatz 
als „Feldküchengericht“ zu bezeichnen. Für das Feldküchengericht 
darf höchſtens eine 50⸗Gramm⸗Fleiſchmarke genommen werden. 
Soweit für die Zubereitung des Feldküchengerichts Fett, Nähr⸗ 
mittel oder Mehl erforderlich ſind, können dem Gaſt zuſätzlich 
Fettmarken bis zu 10 Gramm oder Nährmittel- bzw. Brotmarten 
in einer der Verarbeitung entſprechenden Höhe abverlangt werden. 
Auch das Feldküchengericht iſt wie das Stammgericht äußerſt zu 
berechnen und als Dienſtleiſtung der Allgemeinheit gegenüber zu 
betrachten. 

II. Außer dem Feldküchengericht dürfen am Montag und 
Donnerstag in den Gaſtſtätten- und Beherbergungsbetrieben nur 
angeboten und verabfolgt werden: 1. zwei Vorſpeiſen, 2. zwei 
Suppen, 3. ein markenfreies Stammgericht, 4. eine Salatart, 
eine Süßſpeiſe, ein Kompott, 5. ein Kaſe. — Ferner wird zuge⸗ 
laſſen: ein Gedeck, beſtehend aus: Suppe, Feldküchengericht oder 
Stammgericht, Nachtiſch (Süßſpeiſe oder Kompott oder Käſe). 

III. Ausnahmen von dieſer Regelung jind ausgeſchloſſen. Die 
Anordnung gilt auch für Veranſtaltungen aller Art, Hochzeiten 
uſw. 

IV. Die Gaſtſtätten- und Beherbergungsbetriebe find ver 
pflichtet, auf der Speiſekarte für jedes kartenpflichtige Gericht die 
Srammzahl, in deren Höhe fie einen Teilabſchnitt der entſpre⸗ 
chenden Lebensmittelkarten verlangen, anzugeben, 3. B. Rind- 
fleiſch (50 Gramm), Fett (10 Gramm), Käſe (30 Gramm). 

V. Dieſe Anordnung tritt am 12. Januar 1942 in Kraft. 


Fritz Dreeſen. 


Bekanntmachungen: Verordnungen 


Aufruf des Leiters der WGB zur einheitlichen Bud: 
führung 


Vor über drei Jahren, anläßlich des Gaſtſtättentages in 
Wien, habe ich die Mitglieder erſtmals aufgefordert, Bücher nach 
den einheitlichen Richtlinien der WG zu führen. 

Viele Tauſende unferer Betriebsführer haben, wie kürzlich 

en Erhebungen ergeben haben, dieſem Appell Folge 
gelelſtet. 
„Sie haben damit nicht nur ihrem Betrieb ſelbſt, ſondern der 
deutſchen Wirtſchaft einen wichtigen Dienſt geleiſtet; denn wer die 
Wirtſchaftlichkeit feines Betriebes verbefiert, dient der Allge⸗ 
meinheit. 

Der Krieg hat das deutſche Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungs⸗ 
gewerbe vor neue, große Aufgaben geſtellt. Ihre Durchführung 
hängt weitgehend von der Leiſtungsfähigleit jedes einzelnen Bes 
triebes ab; um dieſe zu erhalten, um die ſtändig auftretenden 
Veränderungen zu beobachten und ſich ihnen raſch anzupaſſen, iſt 
eine gronungsmäßige Buchführung nach einheitlichen Richtlinien 
mehr benn je erforderlich. 

Daher rufe ich die Betriebsführer. 
heute auf: 


Führt vom 1. Januar 1942 an Bücher nach den 
einheitlichen Richtlinien der WGB.“ 
Berlin, den 15. Dezember 1941. Fritz Dreeſen. 


Geſchäftsbücher, nach den Richtlinien der WGB mit dem 
Prüfſtempel der WGB, ſtehen in ausreichender Anzahl zur Ber- 


die noch abſeits jtehen, 


fügung; ſie ſind bei der Geſellſchaft für Gewerbeförderung des 
deutſchen Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbes G. m. b. H., 
Berlin W 62, Lützowplatz 4, und in den Fachgeſchäften des 
Bürobedarfshandels erhältlich. 


Verordnung zur Anderung des Gaſtſtättengeſetzes 
vom 24. November 1941 


Auf Grund des $ 35 a des Gaſtſtättengeſetzes in der Faſſung 
der Verordnung zur Anderung gewerberechtlicher Vorſchriften vom 
9. Oktober 1941 (Reichsgeſetzbl. I S. 635) wird im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern verordnet: 

1. In § 16 Abſ. 1 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 

Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) („Verboten iſt “) tritt hinter 

Nr. 6 folgende neue Nr.: 

nT. uniformierte Angehörige der Wehrmacht, der Polizei, des 
Reichsarbeitsdienſtes ſowie der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei, ihrer Gliederungen und Ber- 
bände in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften zu dulden, deren 
Beſuch ihnen von den zuſtändigen Dienſtſtellen nach einer 
Mitteilung an den Betriebsinhaber oder deſſen Stell⸗ 
vertreter unterſagt iit, oder Speiſen oder Getränke an fie 
zu verabfolgen.“ 
$ 16 wird folgender neuer Abſ. 2 eingeſchaltet: 

„2) Die Inhaber von Gaſtſtätten, die für Uniform- 
träger verboten find (vgl. Abi. 1 Nr. 7), oder ihre 
Stellvertreter ſind verpflichtet, Uniformträger, die die 
Gaſtſtätte betreten, alsbald auf das beſtehende Verbot 
hinzuweiſen.“ 

3. Der bisherige Abſatz 2 des § 16 wird Abſatz 3. 

Berlin, den 24. November 1941. 

Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 
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Belegen von Plätzen in den Gaftitätten > 


In letzter Zeit hat das Belegen von Plätzen in den Gaſt⸗ 
ſtätten einen nicht mehr zu vertretenden Umfang angenommen und 
in zahlreichen Fällen zu ſchweren Anzuträglichkeiten geführt. 
Häufig wird eine große Anzahl von Tiſchen als belegt bezeichnet, 
obwohl die Tiſche längere Zeit unbenutzt bleiben. Für viele Gäſte, 
insbeſondere Militärurlauber und ſchwer arbeitende Volksgenoſſen, 
iſt es daher oft unmöglich, in den Gaſtſtätten zur Einnahme von 
Mahlzeiten einen Platz zu finden. 

Wir wollen uns zunächſt noch einmal auf die dringende 
Empfehlung an alle Mitglieder beſchränken, die Belegung von 
Tiſchen zu vermeiden. Soweit die Platzreferpierung nicht vermieden 
werden kann, muß bei der Reſervierung auf der Karte die Anzahl 
der Perſonen und der Zeitpunkt angegeben ſein. Ferner müſſen 
Tiſche, die eine halbe Stunde nach der angegebenen Zeit nicht be⸗ 
ſetzt find, anderen Gäſten zur Verfügung geſtellt werden. 

Sollten die Mitglieder dieſer Anregung nicht Folge leiſten, ſo 
wird der Leiter der WGB zur radikalen Beſeitigung der ge⸗ 
ſchilderten Mißſtände ſich gezwungen ſehen, die notwendigen Maß⸗ 
nahmen durch eine Anordnung feſtzulegen. 
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